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Vorwort 
 Seit der ersten Auflage des Büchleins „Fragen zum Erbrecht im Fürstentum Liechtenstein“ im Jahre 2007 hat sich im Bereich der Gesetzgebung einiges getan. Neben dem Erlass des am 01.09.2011 in Kraft getretenen Gesetzes über die eingetragene Partnerschaft vom 16.03.2011 (kurz: PartG), veröffentlicht im liechtensteinischen Landesgesetzblatt (kurz: LGBl.) 2011 Nr. 350, wurden auch inhaltlich im Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuch (kurz: ABGB) im Bereich erbrechtlicher Vorschriften mit Wirkung ab 01.10.2012 durchaus bemerkenswerte, aber doch nur schwerpunktartige Änderungen, vorgenommen (beispielsweise die Erweiterung des gesetzlichen Erbrechts und des Pflichtteilsrechts des überlebenden Ehegatten und neu des eingetragenen Partners sowie die Ausweitung der Möglichkeit erbvertraglicher Regelungen). Die alte, aus dem Jahre 1864 stammende Verlassenschaftsinstruktion wurde mit Wirkung ab 01.01.2011 durch das im Wesentlichen aus dem österreichischen Recht übernommen Ausserstreitgesetz (kurz: AussStrG), LGBl. 2010 Nr. 454, ersetzt, was zu begrüssen ist.  Im Fürstentum Liechtenstein gibt es zum Erbrecht nur wenige veröffentlichte Entscheidungen. Nach ständiger Judikatur liechtensteinischer Gerichte werden infolge der bis 31.12.2016 in wesentlichen Bereichen bestehenden Normenidentität Lehre und Rechtsprechung der österreichischen Gerichte zur Beurteilung erbrechtlicher Sachverhalte herangezogen. Soweit liechtensteinische Judikatur vorliegt und diese als relevant zur Beurteilung spezifisch liechtensteinischer Sachverhalte angesehen wurde, ist dies bei den einzelnen Fragen erwähnt.   Die Rechtsentwicklung im Bereich des Erbrechts ging in Österreich entschieden weiter. So wurden mit Erbrechtsänderungsgesetz 2015 (kurz: ErbRÄG 2015), in Kraft getreten am 01.01.2017, das in Liechtenstein als Rezeptionsgrundlage dienenden österreichischen ABGB weiterreichende Änderungen und Verbesserungen der bestehenden erbrechtlichen Rechtslage eingeführt. 
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Im Wesentlichen handelt es sich um folgende Bereiche:  
– Sprachliche Anpassungen:  Einige aus dem 19. Jahrhundert stammende Begriffe wurden sprachlich angepasst, z.B.:   

Alt: Neu: Erblasser Verstorbener, letztwillig Verfügender Nachlass Verlassenschaft Noterben Pflichtteilsberechtigte Fideikommissarische Substitution Nacherbschaft Gemeine Substitution Ersatzerbschaft Legat(ar) Vermächtnis(-nehmer) Kodizill (letztwillige) Verfügung ohne Erbeinsetzung (siehe Barth | Pesendorfer: Handbuch des neuen Erbrechtes, Wien, 2016, S. 8 ff.)  
– Beseitigung von Rechtsunsicherheiten: Dies war nötig, um bisher bestehende Unsicherheiten auszuräumen (z.B.: Verlassenschaft als juristische Person [§ 531 öABGB nF], Erbrechtsverzicht schliesst im Zweifel einen Pflichtteilsverzicht mit ein [§ 551 ABGB nF] etc.).  
– Stärkung der Testierfähigkeit und erbrechtliche Berücksichtigung von Pflegeleistungen: Der Pflichtteilsanspruch der Eltern des Erblassers wurde neben dem Ehegatten oder eingetragenen Partner des kinderlosen Verstorbenen abgeschafft.  Allerdings wurde neu ein Pflegevermächtnis eingeführt. Dadurch wird die Pflege durch Angehörige massiv aufgewertet.    
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– Anpassung an geänderte wirtschaftliche, soziale und gesellschaftliche Verhältnisse: So werden neben der in Liechtenstein schon erbrechtlich berücksichtigten eingetragenen Partnerschaft verschiedene Bestimmungen gestrichen (z.B.: die Regelung in § 768 Ziff. 4 ABGB aF, wonach ein Kind enterbt werden kann, „wenn es eine gegen die öffentliche Sittlichkeit anstössige Lebensart beharrlich führt“). Auch hinsichtlich der wirtschaftlichen Verhältnisse wird die Möglichkeit der Stundung und ratenweisen Entrichtung von Pflichtteilsansprüchen eingeführt. Dies ist allerdings in Liechtenstein bereits durch den neuen § 783a ABGB geschehen (siehe Barth | Pesendorfer a.a.O., S. 8 ff.)  Aber auch in Österreich sind Problemkreise nicht angegangen worden, wie z.B.: 
– Aufwertung des Testamentsvollstreckers 
– Einführung eines Unternehmensnachfolgerechts 
– Berücksichtigung privater Lebensversicherungsleistungen  In Liechtenstein hingegen wurde das gesetzliche Erbrecht der Ehegatten erheblich gestärkt (von einem Drittel auf die Hälfte mit Pflichtteilsrecht bis zur Hälfte des Nachlasses). Ebenso wurden Regeln über einen generellen Erbvertrag (nicht nur zwischen Ehegatten) in das bereits bestehende Erbrecht eingebaut. Auch Stiftungen und Trusts kommen in Liechtenstein erhebliche Bedeutung zu.  Obwohl Teile der österreichischen Erbrechtsreform 2015, gültig ab 01.01.2017, bereits seit 01.01.2012 in das liechtensteinische Erbrecht übernommen wurden (z.B. die oben erwähnte Möglichkeit der Stundung und ratenweisen Entrichtung von Pflichtteilsansprüchen gemäss § 783a ABGB), und Liechtenstein vor allem im Bereich des Ehegattenerbrechts und des generellen Erbvertrages eigene Wege gegangen ist, sind weitere Novellen des ABGB im Erbrechtsbereich zu erwarten und auch sinnvoll. Einige Hinweise hierzu sind in dieser 2. Auflage aufgenommen worden.  
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Schliesslich ist darauf hinzuweisen, dass Österreich auch die Verordnung (EU) Nr. 650/2012 des europäischen Parlaments und des Rates vom 04.07.2012 über die Zuständigkeit des anzuwenden Rechts, die Anerkennung auf Vollstreckung von Entscheidungen und die Annahme und Vollstreckung öffentlicher Urkunden in Erbsachen sowie die Einführung eines europäischen Nachlasszeugnisses übernommen hat. Sie gilt für Todesfälle ab dem 01.01.2016. Es ist zu hoffen, dass auch Liechtenstein die Inhalte dieser Verordnung in inländisches Recht transferiert, da dadurch eine bedeutende Erleichterung von Erbschaftsfällen mit Auslandsbezug (viele Liechtensteiner haben in der EU Liegenschaften) zu erwarten ist.  Im Laufe unserer beruflichen Tätigkeit werden immer wieder Fragen zum Erbrecht aufgeworfen. Daher sollen im Folgenden – ohne Anspruch auf Vollständigkeit – häufige Fragen zum Erbrecht und 
Verlassenschaftsverfahren aus der Praxis im Sinne einer ersten anwaltlichen Auskunft beantwortet werden. Selbstverständlich kann diese Fragebeantwortung eine gründliche Rechtsberatung mit vertiefter Auseinandersetzung mit Judikatur und Lehre zu einzelnen Gesetzesbestimmungen im Einzelfall nicht ersetzen.   

Roth+Partner Rechtsanwälte AG 
 
Dr. iur. Peter Mayer 
MLaw Patrick Marxer  
Triesen, im Juni 2017   
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1 Allgemeine Fragen 
 

1. Ich habe etwas von Nachlass und von Verlassenschaft gehört. 
Was ist das? 

 Beide Worte haben dieselbe Bedeutung: Man versteht darunter die Summe aller Rechte und Verbindlichkeiten eines Verstorbenen. Eine sprachliche Klarstellung wie in Österreich wäre auch in Liechtenstein angebracht.   
2. Was bedeutet der Ausdruck Erblasser? 
 Das ist der Verstorbene, der ein Erbe hinterlässt. Sprachlich soll das Wort Erblasser der Vergangenheit angehören.   
3. Was wird denn eigentlich vererbt? 
 Private Rechte (des Verstorbenen bzw. Erblassers) einerseits sowie gleichzeitig private Verbindlichkeiten des Verstorbenen andererseits. Öffentliche Rechte und Pflichten sind ebenfalls vererblich, falls dies gesetzlich vorgesehen ist (z.B. Rechte aus einem Baubewilligungsverfahren).  Hingegen sind höchstpersönliche Rechte, wie etwa eigene Unterhaltsansprüche des Verstorbenen, Vorkaufsrechte etc. 
unvererblich. Sie verfallen mit dem Ableben einer natürlichen Person endgültig.   
4. Welches Recht findet auf meinen Nachlass Anwendung?  Art. 29 Abs. 1 des Gesetzes über das Internationale Privatrecht (kurz: 



13 
 

IPRG) regelt, dass die Rechtsnachfolge von Todes wegen nach dem 
Personalstatut des Erblassers im Zeitpunkt seines Todes zu beurteilen ist. Wird eine Verlassenschaftsabhandlung von einem liechtensteinischen Gericht durchgeführt, so ist die Rechtsnachfolge gemäss Art. 29 Abs. 2 IPRG von Todes wegen nach liechtensteinischem Recht zu beurteilen.   Die inländische Gerichtsbarkeit für die Abhandlung einer Verlassenschaft ist gemäss § 54 JN gegeben:  

– über das im Inland gelegene unbewegliche Vermögen; 
– über das im Inland gelegene bewegliche Vermögen, wenn der Verstorbene zuletzt liechtensteinischer Staatsbürger war oder der Verstorbene seinen letzten gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hatte oder die Durchsetzung aus dem Erbrecht, Pflichtteilsrecht oder einer letztwilligen Erklärung abgeleiteter Rechte im Ausland unmöglich ist; 
– über das im Ausland gelegene bewegliche Vermögen, wenn der Verstorbene zuletzt liechtensteinischer Staatsbürger war und seinen letzten gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hatte oder die Durchsetzung aus dem Erbrecht, Pflichtteilsrecht oder einer letztwilligen Erklärung abgeleiteter Rechte im Ausland unmöglich ist; 
– über das im Ausland gelegene bewegliche Vermögen eines Ausländers, wenn der Verstorbene seinen letzten Wohnsitz im Inland hatte und testamentarisch seine Rechtsnachfolge liechtensteinischem Erbrecht unterstellt hat.  Der ausländische Erblasser kann jedenfalls durch letztwillige Verfügung oder Erbvertrag seine Rechtsnachfolge einem seiner Heimatrechte oder dem Recht des Staates seines letzten gewöhnlichen Aufenthaltes unterstellen (Art. 29 Abs. 3 IPRG). Ebenso kann der inländische Erblasser mit Wohnsitz im Ausland durch letztwillige Verfügung oder Erbvertrag seine Rechtsnachfolge einem seiner Heimatrechte oder dem Recht des Staates seines letzten gewöhnlichen Aufenthaltes unterstellen (Art. 29 Abs. 4 IPRG).  
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Anmerkung: 
Wie bereits im Vorwort zum Ausdruck gebracht wurde, wäre es auch in 
Liechtenstein sinnvoll, die Verordnung (EU) Nr. 650/2012 des 
europäischen Parlaments und des Rates vom 04.07.2012 über die 
Zuständigkeit des anzuwenden Rechts, die Anerkennung auf 
Vollstreckung von Entscheidungen und die Annahme und Vollstreckung 
öffentlicher Urkunden in Erbsachen sowie die Einführung eines 
europäischen Nachlasszeugnisses zu übernehmen. Dies würde aber 
auch eine Änderung der zitierten Gesetzesbestimmungen bedeuten.   
5. Wo kann ich nachlesen, wenn ich etwas über das 

liechtensteinische Erbrecht wissen will? 
 Die erbrechtlichen Bestimmungen finden sich in den §§ (Paragraphen) 531 bis 824 des ABGB. Die erbrechtlichen Bestimmungen stammen zum Grossteil aus dem österreichischen ABGB (vor Inkrafttreten des ErbRÄG 2015 am 01.01.2017). Somit kann die bis zu diesem Zeitpunkt entwickelte Lehre und Rechtsprechung in Österreich herangezogen werden. Die Bestimmungen über das Verlassenschaftsverfahren im Ausserstreitgesetz entsprechen in wesentlichen Bereichen den Normen des österreichischen AussStrG.  Nach ständiger Judikatur liechtensteinischer Gerichte wurden bisher infolge Normenidentität Lehre und Rechtsprechung der österreichischen Gerichte zur Beurteilung erbrechtlicher Sachverhalte herangezogen. Im Fürstentum Liechtenstein gibt es zum Erbrecht nur wenige veröffentlichte Entscheidungen. Bei detaillierter Prüfung erbrechtlicher Sachverhalte ist es auch unumgänglich, die bis zum 31.12.2016 in Österreich veröffentlichte Literatur zum Erbrecht, vor allem in den beiden Standardkommentaren zum österreichischen ABGB (Rummel | Lukas: ABGB, Teilband §§ 531–824 ABGB, Erbrecht, 4. Auflage, Wien 2014), heranzuziehen. Darüber hinaus gibt es zahlreiche Spezialliteratur.  
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Wer sich mit den Neuerungen in Österreich gemäss ErbRÄG 2015 auseinandersetzen möchte, kann sich mit dem empfehlenswerten Werk von Barth | Pesendorfer, Praxishandbuch des neuen Erbrechts, Wien 2016, einen profunden Überblick verschaffen. In Liechtenstein ist zudem von Heinz Josef Stotter ein Buch über das liechtensteinische AussStrG, Triesen 2015, veröffentlicht worden. Fucik | Mondel, Wien 2016, 2. Auflage, haben sich im Bereich des Verlassenschaftsverfahrens auch mit der Europäischen Erbrechtsverordnung und dem österreichischem Erbrechts-Änderungsgesetz 2015 befasst.   
6. Wer erbt? 
 Jeder, der dazu berufen ist („Titel zu dem Erbrechte § 533 ABGB“) durch:  

– Testament; 
– Erbvertrag; 
– In Ermangelung von testamentarischen oder erbvertraglichen Regelungen kommen die gesetzlichen erbrechtlichen Bestimmungen des ABGBs zum Tragen.   Auf diese Berufungsgründe stützt sich das Erbrecht des bzw. der Erben auf die Erbschaft. Diese können auch nebeneinander bestehen.  Obwohl das Erbrecht aufgrund des Gesetzes als „schwächster“ Erbrechts-Berufungsgrund (Titel) gilt, werden wohl ein überwiegender Teil der Erbfälle gemäss den gesetzlichen Bestimmungen „abgehandelt“ und zwar gemäss dem alten Rechtsspruch „Das Gut folgt dem Blut“. Dieser Grundsatz ist aufgrund des erweiterten Ehegatten-Erbrechts (der Ehegatte ist bekanntlich kein Blutsverwandter) nur mehr als bedingt gültig anzusehen (siehe Anmerkung zur Frage 20). Der Grossteil der Testamente sind überdies sogenannte Verteilungstestamente, d.h. dass der Erblasser testamentarisch seinen gesetzlichen Erben (Kinder und Ehegatten) 
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Vermögenwerte des Verlassenschaftsvermögens zuteilt (z.B. mein Haus erbt A, das gesamte liquide Vermögen B). Ob Erbverträge ausserhalb der Ehe in Liechtenstein Bedeutung erlangt haben, ist nicht bekannt, da sie nicht registriert werden müssen. In unserer anwaltlichen Praxis spielten sie bisher eine untergeordnete Rolle.   
7. Ich möchte für mein Haustier vorsorgen. Kann ich ihm etwas 

hinterlassen? 
 Nein! Gemäss § 538 ABGB kann in der Regel nur der erben, der auch ein Vermögen zu erwerben berechtigt ist. Dies ist bei einem Haustier nicht der Fall. Zu erben berechtigt ist allerdings eine juristische Person, so z.B. der Tierschutzverein oder eine (hierzu errichtete) Stiftung. Ihm bzw. ihr kann man ein Vermächtnis ausrichten, mit der Auflage, als Gegenleistung das geliebte Haustier lebenslänglich zu betreuen.   
8. Wie unterscheidet sich der Begriff der Erbschaft vom 

Vermächtnis? 
 Das Vermächtnis oder Legat bezieht sich auf eine bestimmte Sache (z.B.: Hans erhält das Haus, eine Geldsumme, das Wohnrecht). Erbschaft bzw. Erbteil hingegen bezieht sich auf das Gesamte oder auf einen Bruchteil der Erbmasse (z.B.: Ich vermache mein Vermögen meinen beiden Kindern als Erben je zur Hälfte; siehe hierzu § 535 ABGB).  Wichtig ist, dass der Anfallstag beim Vermächtnis der Todesfall des Erblassers ist (§ 684 ABGB). Der Zahlungstag (d.h. die Fälligkeit) kann sich davon unterscheiden. Bei Geldvermächtnissen (mit Ausnahme von kleineren Belohnungen etc.) gilt gemäss § 685 ABGB eine Einjahresfrist von dem Tod des Erblassers an gerechnet. Ab dem Todestag des Verstorbenen erhält der Vermächtnisnehmer gemäss 
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§ 686 ABGB die laufenden Zinsen etc., muss aber auch die auf dem Legate haftenden Lasten und selbst den Verlust tragen.   Unscharf wird im Sprachgebrauch zwischen vererben und vermachen gesprochen. Auch unter vermachen (Vermächtnis) wird oft Erbschaft verstanden.    
9. Ich habe davon gehört, dass Personen, die an und für sich 

aufgrund des Gesetzes erben könnten, vom Erbrecht gemäss 
den gesetzlichen Bestimmungen ausgeschlossen sind. Ist dies 
richtig? 

 Ja, man spricht diesfalls von Erbunwürdigkeit (im Gesetz wird von „Erbunfähigkeit“ gesprochen). Sie wirkt von Gesetzes wegen. Eines Aktes des Verstorbenen bedarf es nicht. Sie kann von jedem geltend gemacht werden, der am Wegfall des Unwürdigen ein rechtliches Interesse hat.  Die Ursachen gemäss § 540 und § 542 ABGB sind:  
– Eine vorsätzlich begangene strafbare Handlung gegenüber dem Erblasser, die mit mehr als einjähriger Freiheitsstrafe bedroht ist (so z.B. eine gefährliche Drohung mit Strafrahmen zu bis 3 Jahren); 
– gröbliche Vernachlässigung von Eltern- oder Kindespflichten; 
– Ausübung von Zwang gegenüber dem Erblasser bei der Erklärung oder Abänderung seines letzten Willens, des Weiteren auch betrügerische Verleitung, Hinderung an der Erklärung oder Abänderung hinsichtlich des letzten Willens; 
– Unterdrückung eines bereits errichteten letzten Willens. Wer also ein gefundenes Testament nicht vorlegt, sondern mit Absicht unterdrückt, ist erbunwürdig und wird vom Erbrecht ausgeschlossen.  Verzeihung ist nur möglich bei den in § 540 ABGB genannten Gründen (strafbare Handlung sowie Vernachlässigung der Kindes- 
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und Elternpflichten). Aus den Umständen muss sich entnehmen lassen, dass der Erblasser vergeben hat.  Die Regelung in § 543 der alten Fassung des ABGB sah darüber hinaus vor, dass Personen, welche des Ehebruches oder der Blutschande verurteilt wurden, unter sich von dem Erbrechte aus einer Erklärung des letzten Willens ausgeschlossen werden. Bereits in der ersten Auflage dieses Buches wurde dahingestellt, inwiefern diese Bestimmung noch zeitgemäss ist. Diese sogenannte „Inkapazität“ wurde nunmehr analog zu Österreich durch LGBl. 2012, Nr. 265, aufgehoben.   
10. Ich bin einziger gesetzlicher Erbe meines soeben 

verstorbenen Vaters und benötige Geld. Kann ich sofort 
CHF 100‘000.00 vom Konto meines verstorbenen Vaters 
abheben?  Nein, die Erbmasse gilt als eigene Vermögensmasse, ja sogar als juristische Person. Solange nicht durch Gerichtsbeschluss (sog- Einantwortungsbeschluss) das Eigentum an die berechtigten Erben übertragen wurde, ist eine Verfügung in der Form, dass für eigene Zwecke Geld des Nachlasses abgehoben wird (mit Ausnahme der Todfallskosten ebenfalls gemäss Beschluss des Gerichtes), nicht möglich.  Eine immer wiederkehrende Frage im Zusammenhang mit der Verlassenschaft ist diejenige, wer das Vermögen benutzen, verwalten und vertreten darf. § 810 ABGB bestimmt hierzu:  

„1) Der Erbe, der bei Antretung der Erbschaft sein Erbrecht hinreichend 
ausweist, hat das Recht, das Verlassenschaftsvermögen zu benützen, zu 
verwalten und die Verlassenschaft zu vertreten, solange das 
Verlassenschaftsgericht nichts anderes anordnet. Trifft dies auf 
mehrere Personen zu, so üben sie dieses Recht gemeinsam aus, soweit 
sie nichts anderes vereinbaren. 
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2) Verwaltungs- und Vertretungshandlungen vor Abgabe von 
Erbantrittserklärungen zur gesamten Verlassenschaft sowie alle 
Veräusserungen von Gegenständen aus dem Verlassenschaftsvermögen 
bedürfen der Genehmigung des Verlassenschaftsgerichts, wenn sie nicht 
zum ordentlichen Wirtschaftsbetrieb gehören. Die Genehmigung ist zu 
versagen, wenn die Handlung für die Verlassenschaft offenbar 
nachteilig wäre. 
3) Ist nach der Aktenlage die Errichtung eines Inventars zu erwarten, so 
dürfen Vermögensgegenstände, deren Veräusserung nicht zum 
ordentlichen Wirtschaftsbetrieb gehört, erst veräussert werden, 
nachdem sie in ein Inventar (Teilinventar) aufgenommen worden sind.“  § 810 ABGB gibt den hinreichend ausgewiesenen Erben somit das Recht, das Verlassenschaftsvermögen zu benützen, zu verwalten und die Verlassenschaft zu vertreten, solange das Verlassenschaftsgericht nichts anderes bestimmt. Dies bedeutet im Umkehrschluss, dass es nicht vorgängig eines Beschlusses bedarf, sondern dass die hinreichend ausgewiesenen Erben gegenüber Dritten diese Verwaltungshandlungen vornehmen können.  Gemäss Art. 172 AussStrG hat das Gericht den Berechtigten auf Verlangen eine Bestätigung über ihre Vertretungsbefugnis auszustellen.  Wenn sich die Personen, welche sich das Recht gemäss § 810 ABGB teilen, nicht über die Art der Vertretung oder einzelne Vertretungshandlungen einigen, oder aber falls ein Erbrechtsstreit im Sinne von Art. 160 AussStrG einzuleiten ist, muss das Gericht regelmässig einen Verlassenschaftskurator bestellen.   
11. Ich habe gehört, dass ich eine Art Erklärung bei Gericht 

abgeben muss, die Erbschaft anzunehmen. Ist das richtig?  Ja! Vor Annahme der Erbschaft gilt die Verlassenschaft als noch vom „Verstorbenen besessen“ (§ 547 ABGB). Erst mit Annahme der 
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Erbschaft (sog. Erbantrittserklärung) und Einantwortung durch das Gericht an den Erben ist die Situation geändert. Gemäss § 548 ABGB gehen dann auch die Verbindlichkeiten, die der Erblasser aus seinem Vermögen zu leisten gehabt hätte, auf den bzw. die Erben (mit Ausnahme von Geldstrafen etc.) über.  Durch Erbantrittserklärung kann die Annahme der Erbschaft auf zwei Arten geschehen, nämlich bedingt oder unbedingt:  
Unbedingt bedeutet, dass der sich so Erklärende für Schulden des Erblassers unbegrenzt haftet und zwar auch mit seinem gesamten persönlichen Vermögen.  Bei einer bedingten Erbantrittserklärung haftet der Erbe hingegen nur bis zur Höhe der übernommenen Aktiva.   Somit gilt die Regel: Nur dann, wenn die Vermögensverhältnisse des Erblassers detailliert den Erben seit Jahren bekannt sind, kann eine unbedingte Erbantrittserklärung in Erwägung gezogen werden. Sonst ist ausschliesslich die bedingte Erbantrittserklärung abzugeben. Damit ist die Gefahr gebannt, dass der Erbe bzw. die Erben mit ihrem Privatvermögen unbeschränkt für Erbschaftsschulden haften.   
12. Kann ich meine gerichtliche Erbantrittserklärung wieder 

ändern?  Nein! Der Erbe kann seine gerichtliche Erbantrittserklärung nicht mehr widerrufen (§ 806 ABGB). Er kann eine unbedingte Erbantrittserklärung auch nicht mehr in eine bedingte abändern.   
13. Kann sich der Erbe des Erbes entschlagen?  Ja! Kein gesetzlicher oder testamentarischer Erbe ist verpflichtet, eine Erbantrittserklärung abzugeben oder die Erbschaft anzunehmen 
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(§ 805 ABGB). Oft kommt es vor, dass die gemäss Gesetz oder Testament berufenen Erben eine Erbent- oder Erbausschlagung erklären. Dies ist vor allem dann der Fall, wenn der Nachlass überschuldet ist.   
14. Ich habe auch etwas von einem Erbrechtsverzicht gehört. 

Was ist das? Was ist der Unterschied zur Erbentschlagungs-
erklärung?  Durch einen solchen Erbrechtsverzicht als Vorausverzicht wird 

vertraglich mit dem Erblasser zu dessen Lebzeiten vereinbart, dass auf das Erbe bzw. auf den Pflichtteil verzichtet wird (§ 551 ABGB). So ein Vertrag kann entgeltlich oder unentgeltlich geschehen. So kann z.B. der Vater der Tochter im Voraus ein Haus übertragen und als Gegenleistung hierfür einen Erbrechtsverzicht verlangen. Ist die Tochter damit einverstanden, kann ein solcher Vertrag errichtet werden. Zu beachten gilt, dass eine solche Verzichtsleistung, wenn nichts anderes vereinbart ist, auch auf die Nachkommen wirkt. Üblicherweise wird dies mit einem Pflichtteilsverzicht verbunden.  Zur Gültigkeit eines Erbrechtsverzichtes bzw. eines solchen Vertrages ist die öffentliche Beurkundung vor dem Fürstlichen Landgericht notwendig. Wird diese Form nicht eingehalten, ist ein solcher Erbrechtsverzichtsvertrag ungültig.   Die Erbentschlagungserklärung hingegen findet nach dem Tode des Erblassers statt und zwar ohne weitere Förmlichkeiten bei der Verlassenschaftsverhandlung mündlich oder durch entsprechende schriftliche Erklärung gegenüber dem Fürstlichen Landgericht.   
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15. Was ist, wenn ich vor meinem Onkel, der mir ein Haus 
vermacht hat, sterbe? Bekommt dann das Haus mein 
Ehegatte?  Nein! Das Erbrecht wirkt erst mit dem Tode. Die Erbenstellung entsteht daher erst dann, wenn der Erblasser überlebt wird. Wenn also der Erbe den Erblasser überlebt, dann hat er das Erbrecht bereits erworben. Er kann es, wie andere vererbliche Rechte, auf seine Erben „übertragen“, entweder vor der gerichtlichen Eintragung oder danach. Dies geht aus § 537 ABGB hervor und wird Transmission genannt.   

16. Gibt es andere Arten, um in sinnvoller Weise die Nachfolge zu 
regeln?  Ja! Dies wird als vorweggenommene Erbfolge angesehen. Vor allem bei Vermögens- und Unternehmensweitergabe kann schon zu Lebzeiten einiges geregelt werden. Hierzu bedarf es eines entsprechenden Vertrages (Kaufvertrag oder Schenkungs- bzw. Übergabevertrag). Vor allem braucht die Unternehmensführung Beständigkeit und jeder Unternehmer ist gut beraten, bei Zeiten die Nachfolgeregelung aktiv anzugehen und nicht auf den Ablebensfall zu warten.  Möglich ist auch ein Schenkungsvertrag auf den Todesfall gemäss § 956 ABGB. Dabei soll die Erfüllung erst nach dem Tode des Schenkenden erfolgen. Als Vertrag ist so eine Schenkung auf den Todesfall anzusehen, wenn:  

– der Beschenkte sie angenommen hat; 
– der Schenkende sich der Befugnis, sie zu widerrufen, ausdrücklich begeben hat; und  
– eine schriftliche Urkunde darüber dem Beschenkten ausgehändigt worden ist.  
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Bei einer vorweggenommenen Erbfolge sollte auch in einer letztwilligen Verfügung seitens des Geschenkgebers ausdrücklich angeordnet werden, ob sich der Geschenknehmer das Geschenkte auf seinen Erb- bzw. Pflichtteil anrechnen lassen muss.    
2 Gesetzliches Erbrecht 
 
17. Wann kommt das gesetzliche Erbrecht zum Tragen? 
 Trifft der Erblasser für den Fall seines Todes keine Verfügungen, besteht also weder ein Erbvertrag noch verfügt der Erblasser durch ein Testament über sein Vermögen, kommt die gesetzliche Erbteilungsregelung zum Tragen.   
18. Wie sieht die gesetzliche Erbregelung aus? 
 § 730 Abs. 1 ABGB gibt diesbezüglich folgende Antwort:  
„Gesetzliche Erben sind der Ehegatte oder der eingetragene Partner 
und diejenigen Personen, die mit dem Erblasser in nächster Linie 
verwandt sind.“  Die gesetzliche Erbfolgeregelung orientiert sich somit (neben dem Ehegatten bzw. dem eingetragenen Partner) an der Blutsverwandtschaft und der sogenannten Parantelordnung, die griechischen Ursprungs ist.   Die nähere Parantel (Linie) schliesst immer die entferntere aus. Sind Kinder vorhanden, gehen somit allfällige Enkel und vorhandene Eltern samt Nachkommen sowie Grosseltern samt Nachkommen völlig leer aus.  
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19. Welche Linien (Parentele) gibt es? 
 Diese ergeben sich aus dem § 731 Abs. 1 bis 4 ABGB wie folgt:  
– Erste Linie: Die Nachkommen des Erblassers, d.h. dessen Kinder, Enkelkinder, Urenkel etc. Wenn alle Kinder noch leben, wird die Erbschaft unter ihnen nach Köpfen geteilt. Wenn ein Kind bereits vor dem Erblasser verstorben ist, treten dessen Nachkommen zu gleichen Teilen an seine Stelle und erben seinen Anteil (sog. Repräsentation). Sind keine Nachkommen der ersten Linie vorhanden, geht die Erbschaft an die  
– Zweite Linie: Die Eltern des Erblassers und deren Nachkommen, d.h. die Geschwister, Neffen, Nichten etc.. Wenn beide Elternteile noch leben, erbt jeder die Hälfte des Nachlasses. Ist ein Elternteil vorverstorben, treten an seine Stelle seine Nachkommen (Geschwister des Erblassers). Hat der vorverstorbene Elternteil keine Nachkommen, so fällt die ganze Erbschaft dem anderen noch lebenden Elternteil zu. Sind beide Elternteile schon vorverstorben und sind auch keine Geschwister und deren Nachkommen vorhanden, geht die Erbschaft an die  
– Dritte Linie: Die Grosseltern des Erblassers und deren Nachkommen, d.h. Onkel und Tanten, Cousins und Cousinen etc. Jeder Grosselternteil erhält gleich viel. Ist ein Grosselternteil vorverstorben, so treten seine Nachkommen für ihn ein. Hat der vorverstorbene Grosselternteil keine Nachkommen, so fällt sein Anteil dem anderen noch lebenden Grosselternteil zu, mit dem er ein Grosselternpaar gebildet hat. Ist auch in dieser Linie niemand mehr existent, wird geprüft, ob in der vierten und letzten Linie jemand vorhanden ist.  
– Vierte und letzte Linie: Die Urgrosseltern, wobei deren Nachkommen keine gesetzlichen Erben mehr darstellen.  
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Es gilt der Grundsatz, dass die nähere Linie immer die entferntere vom Erbrecht ausschliesst.   Ist niemand mehr aus allen Linien vorhanden, kommt das Heimfallsrecht (nicht Erbrecht) des Staates zum Tragen, d.h. die Verlassenschaft fällt als erbloses Gut dem Staat zu.   
20. Wie hoch ist das gesetzliche Erbrecht der Ehegatten bzw. 

eingetragenen Partner?  Neben den erbberechtigten Blutsverwandten hat auch der Ehegatte bzw. der eingetragene Partner des Erblassers ein gesetzliches Erbrecht. Die Höhe des ihm zustehenden Erbes hängt davon ab, neben welchen Blutsverwandten der Ehegatte erbt. Das Erbrecht der Ehegatten bzw. eingetragenen Partner ist als fixer Prozentsatz wie folgt ausgestaltet (§ 757 Abs. 1 ABGB):  
– neben direkten Nachkommen des Erblassers, d.h. neben Kindern, Enkelkindern, Urenkeln etc., erhält der Ehegatte bzw. eingetragene Partner: 

 
die Hälfte des Nachlasses 
 Unter Nachkommen sind nicht nur die Kinder aus der Ehe mit dem überlebenden Ehepartner bzw. eingetragenen Partner, sondern auch Kinder aus einer früheren Ehe des Erblassers zu verstehen.  

– neben Eltern und Geschwistern des Erblassers oder neben Grosseltern erhält der Ehegatte bzw. eingetragene Partner: 
 
zwei Drittel des Nachlasses  Der Ehepartner bzw. eingetragene Partner erhält zudem den Teil der Nachkommen verstorbener Grosseltern sowie jenen der Nachkommen verstorbener Geschwister des Erblassers. Fehlen 
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Eltern, Geschwister und Grosseltern, bekommt der Ehegatte den 
ganzen Nachlass. Onkel und Tanten, Nichten und Neffen sowie die Urgrosseltern erben daher nichts, wenn der Erblasser einen Ehepartner bzw. eingetragenen Partner hinterlässt.  
Anmerkung:  
Die gesetzliche Erbquote des überlebenden Ehegatten bzw. 
eingetragenen Partners wurde neben Kindern des Erblassers und 
deren Nachkommen (= erste Linie) von früher einem Drittel des 
Nachlasses auf die Hälfte des Nachlasses angehoben. 
 
Im Grunde genommen ist die Besserstellung eines Ehegatten zu 
begrüssen. Allerdings gibt es Fälle, wo dies zur Pervertierung des 
Grundsatzes „das Gut folgt dem Blut“ führen kann. Heiratet der 
Verstorbene zum zweiten oder dritten Mal, hat aber Kinder aus der 
ersten Ehe und setzt seinen zweite oder dritte Ehegatten bzw. 
eingetragenen Partner testamentarisch oder erbvertraglich zum 
Alleinerben ein, so hat dieser Anspruch auf ¾ des Nachlasses. Handelt 
es sich dabei um kein während der Ehe erworbenes Vermögen, 
sondern um ein selbst von Vorfahren geerbtes Vermögen, so haben die 
Kinder nur Pflichtteilsansprüche auf einen ¼-Teil dieses Vermögens. 
Der Grossteil des von Vorfahren ererbten Vermögens kommt dann 
ohne Rücksicht auf das Blutsverwandtschaftsprinzip einem anderen 
Familienstamm zu. Dabei hat der liechtensteinische Gesetzgeber 
bereits zugunsten jenes Ehegatten sowie eingetragenen Partners in 
§ 765 Abs. 2 ABGB vorgesorgt, der massgeblich zum Aufbau des 
Vermögens des Verstorbenen beigetragen hat. Dieser hat Anspruch auf 
den doppelten Pflichtteil. Es wäre daher zu überlegen, das gesetzliche 
Erbrecht des Ehegatten und eingetragenen Partners nur hinsichtlich 
des Vermögenszuwachses während der Ehe zu privilegieren und auf 
die Hälfte festzulegen. Am übrigen (von Vorfahren stammenden) 
Vermögen sollte er, falls Kinder vorhanden sind, jedoch nur einen 
geringeren erbrechtlichen Anspruch und dadurch auch einen 
geringeren Pflichtteilsanspruch haben.  
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21. Ich habe etwas von einem sogenannten „Vorausvermächtnis“ 
gehört. Was versteht man darunter? 

 Der verbliebene Ehegatte oder eingetragene Partner wird – sofern keine rechtmässige Enterbung erfolgt ist – durch den Gesetzgeber zusätzlich zum gesetzlichen Ehegatten- bzw. Partnererbrecht durch das sogenannte gesetzliche Vorausvermächtnis gemäss § 758 ABGB abgesichert. Dem verbliebenen Ehegatten bzw. eingetragenen Partner steht das gesetzliche Recht zu, in der Ehewohnung weiter zu wohnen und die zum ehelichen Haushalt gehörenden beweglichen Sachen, soweit sie zur Fortführung entsprechend der bisherigen Lebensverhältnisse erforderlich sind, zu benützen. Diese Regelung hat den Sinn, es dem überlebenden Ehegatten bzw. eingetragenen Partner zu ermöglichen, weiter in der gewohnten Umgebung mit den Gegenständen, die ihm vertraut sind, zu wohnen.  
Anmerkung: 
Ausdrücklich ist darauf hinzuweisen, dass dieses gesetzliche 
Vorausvermächtnis nicht für die Lebensgefährtin bzw. den 
Lebensgefährten gilt. Daher sollte bei einer Lebensgemeinschaft durch 
eine testamentarische Verfügung bzw. durch ein Testament bestimmt 
werden, dass die Lebensgefährtin bzw. der Lebensgefährte die allenfalls 
befristeten Rechte im Sinne von § 758 ABGB erhält. 
 
Gemäss der Eherechtsreform 2015 in Österreich, gültig ab 01.01.2017, 
wurde dem Lebensgefährten ein solches gesetzliches beschränktes 
Vermächtnis zugestanden, sofern er mit dem Verstorbenen als dessen 
Lebensgefährte mindestens in den letzten 3 Jahren im gemeinsamen 
Haushalt gelebt hat und der Verstorbene im Zeitpunkt des Todes weder 
verheiratet war noch in einer eingetragenen Partnerschaft gelebt hat. 
Allerdings wurde dieses Recht auf nur ein Jahr nach dem Tode des 
Verstorbenen begrenzt. 
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22. Was ist, wenn die Ehe vom Gericht für ungültig erklärt, 
geschieden oder getrennt wurde? 

 Aus § 759 ABGB ergibt sich, dass das gesetzliche Erbrecht erlischt. Dies gilt auch sinngemäss für die eingetragene Partnerschaft.   
23. Hat der überlebende Ehegatte bzw. eingetragene Partner 

auch einen Unterhaltsanspruch gegenüber dem Nachlass? 
 Ja! Solange der überlebende Ehegatte bzw. eingetragene Partner sich nicht verehelicht bzw. keine weitere eingetragene Partnerschaft eingeht, hat er gegenüber den Erben einen Anspruch auf einen den Verhältnissen entsprechenden anständigen Unterhalt, allerdings nur bis zum Werte der Verlassenschaft (§ 796 ABGB). Auch muss sich der überlebende Ehegatte bzw. eingetragene Partner auf diesen Unterhaltsanspruch alle vertraglichen oder letztwilligen Zuwendungen des Erblassers anrechnen lassen, des Weiteren auch alle öffentlich-rechtlichen oder privat-rechtlichen Leistungen, wie Pensionen etc., schliesslich die Erträgnisse aus seiner Erwerbstätigkeit, die von ihm nach den Umständen erwartet werden können.   
24. Wie steht es mit dem Erbrecht unehelicher Kinder? 
 Auch da gibt es eine klare Regelung im § 763 ABGB:  
„Zwischen Kindern, deren Eltern miteinander verheiratet sind, und 
Kindern, deren Eltern nicht miteinander verheiratet sind, findet kein 
Unterschied statt, sobald für diese Personen das Recht und die Ordnung 
der gesetzlichen Erbfolge eintreten würde.“ 
 Es findet somit zwischen ehelicher und unehelicher Geburt kein Unterschied statt.  
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25. Hat auch ein Adoptivkind ein gesetzliches Erbrecht und wenn 
ja, in welchem Ausmass? 

 Als Durchbrechung vom Blutsverwandtschaftsprinzip hat auch ein Adoptivkind ein gesetzliches Erbrecht, da mit der Adoption gemäss § 182 ABGB die gleichen Rechte, wie sie durch die eheliche Abstammung begründet werden, entstehen. Allerdings entsteht zwischen dem Adoptivkind (und seinen Nachkommen) und den übrigen Verwandten des Annehmenden (Adoptivvater und/oder Adoptivmutter) keine Verwandtschaft, weshalb zwischen ihnen auch kein gesetzliches Erbrecht besteht.  Darüber hinaus ist das Adoptivkind insoweit begünstigt, als trotz der Annahme an Kindesstatt das Erbrecht zwischen dem Wahlkind und seinen leiblichen Verwandten aufrecht bleibt. Andererseits gehen dann, wenn das Wahlkind verstirbt, bei der gesetzlichen Erbfolge die Wahleltern den leiblichen Eltern vor (§ 182 ABGB).    
3 Testamentarisches Erbrecht 
 
26. Was ist ein Testament? Was kann damit verfügt werden?  Wenn jemand die gesetzliche Erbrechtsanordnung (siehe hierzu oben) als nicht sachgerecht empfindet, kann er formgerecht seinen letzten Willen durch Errichtung eines Testaments erklären und so bestimmen, wer sein Vermögen nach seinem Tod erhalten soll. Durch Errichtung eines Testaments kann also die gesetzliche Erbfolgeanordnung verändert werden.  Soweit nicht Pflichtteilsrechte naher Angehöriger (so der Kinder, des Ehegatten bzw. eingetragenen Partners sowie der Eltern) beachtet werden müssen, kann jemand durch ein Testament über sein 
gesamtes Vermögen für den Fall seines Ablebens frei disponieren. 
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Das Testament geht den Regeln der gesetzlichen Erbfolge vor. Die gesetzliche Erbfolge tritt nur dann ein, wenn der Erblasser keine letztwillige Verfügung über das gesamte Vermögen getroffen hat.  Beispielsweise kann er Personen als Erben einsetzen, die nach der gesetzlichen Erbfolge nicht zum Zug kämen oder die gesetzlichen Erben in unterschiedlichem Mass begünstigen.   
27. Was gilt es dabei zu beachten?  Voraussetzung für die freie Disposition ist die Testierfähigkeit des Erblassers.   Wenn die Richtung eines Testamentes in einem die Besonnenheit ausschliessenden Zustand (z.B. psychische Krankheit, geistige Behinderung oder Trunkenheit etc.) erfolgt, ist ein solches Testament ungültig. Zulässig ist aber der Gegenbeweis (lucidum intervalum).  Unmündige bis zum 14. Lebensjahr sind testierunfähig (§ 569 ABGB). Minderjährige, die das 18. Lebensjahr noch nicht zurückgelegt haben, können nur mündlich vor Gericht testieren.  Ein Entmündigter, für den ein Sachwalter nach § 269 ABGB bestellt wurde, kann, sofern dies gerichtlich angeordnet ist, nur mündlich vor Gericht testieren (ausgenommen im Falle der Gefahr gemäss § 597 ABGB). Das Gericht muss sich durch eine angemessene Erforschung darüber überzeugen, dass die Erklärung des letzten Willens frei und mit Überlegung geschehe (festgehalten in einem Protokoll).  
Anmerkung: 
In Österreich wurde in der Erbrechtsreform 2015 die diesbezügliche 
Bestimmung wieder aufgehoben und zwar im Lichte der UN-
Behindertenrechtskonvention. Die Meinung wird in Österreich 
vertreten, dass diese Einschränkung der Handlungsfähigkeit eine 
sachlich nicht zu rechtfertigende Schlechterstellung von Menschen 
bewirkt, für die ein Sachwalter bestellt ist; dies im Vergleich zu anderen 
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geistig beeinträchtigten Menschen, für die das nicht geschehen ist. 
Daher wurde diese (exklusiv) für unter Sachwalterschaft stehende 
psychisch kranke oder geistig behinderte Menschen geltende 
Beschränkung auf bestimmte Testamentsformen aufgehoben.  Dass der Wille eines Erblassers bestimmt sein muss, ergibt sich aus § 565 ABGB. Er muss im Stande der vollen Besonnenheit, mit Überlegung und Ernst, frei von Zwang, Betrug und wesentlichem Irrtum die letztwilligen Verfügungen erlassen.   
28. Was muss Inhalt eines Testamentes sein?  Im Testament müssen ein oder mehrere Erben benannt sein. Nur dann gilt die letztwillige Anordnung als Testament. Werden andere Verfügungen, wie z.B. die letztwillige Bestellung eines Vormundes oder die Aussetzung eines Vermächtnisses, in einer letztwilligen Verfügung getroffen, so wird dies nicht Testament, sondern Kodizill genannt.   Wird ein Erbe eingesetzt, so ist dies unproblematisch. Werden mehrere Erben ohne Quoten eingesetzt, so teilen sie sich das Erbe zu gleichen Teilen. Für den Fall, dass zwar mehrere Erben mit bestimmten Erbteilen eingesetzt sind, diese aber nicht das Ganze erschöpfen, sieht § 556 ABGB vor, dass „die übrigen Teile den 
gesetzlichen Erben zu[fallen]“. Dies gilt aber dann nicht, wenn zwar die Erbteile das Ganze nicht ausschöpfen, der Erblasser die Erben aber zum ganzen Nachlass berufen hat („Ich setze Hans, Franz und 
Martha zu Erben meines gesamten Nachlasses ein und zwar Hans zu 
1/4, Franz zur Hälfte und Martha zu 1/8.“)   
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29. Was ist, wenn bei mehreren Erben einer nicht erben will 
(Erbentschlagung), ein anderer von seinem Erbrecht keinen 
Gebrauch macht?  Auch hier gibt es eine gesetzliche Regelung: Gemäss § 560 ABGB wächst der erledigte Teil den übrigen eingesetzten Erben zu (Recht 

des Zuwachses).   
30. Was ist, wenn ein Erblasser mir eine wertvolle Liegenschaft 

vermacht, diese ihm aber nicht mehr gehört?  Dann liegt ein wesentlicher Irrtum gemäss § 570 ABGB vor, der die Anordnung diesbezüglich ungültig macht. Ein Irrtum ist wesentlich, wenn der Erblasser die Person, welche er bedenkt, oder den Gegenstand, welcher er vermachen wollte, verfehlt. Allerdings ist eine solche Anordnung auch dann gültig, wenn der vermachte Gegenstand oder die bedachte Person nur unrichtig genannt oder beschrieben wurde (z.B. das Haus Nr. 270 in Vaduz anstelle mein Haus Nr. 270 in Eschen).   
31. Kann ein Testament widerrufen bzw. abgeändert werden?  Ja, jederzeit! Wesentlich ist beim Testament deren jederzeitige Widerrufbarkeit. Ein derartiger Widerruf kann ausdrücklich, schlüssig oder stillschweigend, z.B. durch Durchstreichung des Textes oder der Unterschriften geschehen. Ein Widerrufsverzicht in einem Testament gilt nach § 716 ABGB „als nicht beigesetzt anzusehen“.   Durch ein neues Testament wird das alte widerrufen, auch wenn dies im neuen Testament nicht ausdrücklich erwähnt ist. Sofern der Erblasser im älteren Testament nicht deutlich zu erkennen gibt, dass das frühere ganz oder zum Teile bestehen bleiben soll, gilt das neuere (§ 713 ABGB). Allerdings sieht § 714 ABGB beim Kodizill vor, dass ein später errichtetes Kodizill frühere Vermächtnisse oder Kodizille nur 
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dann aufhebt, wenn es mit dem früher errichteten in Widerspruch steht. Sonst bleiben die Anordnungen an und für sich nebeneinander bestehen. Diese Regelung gilt auch analog für Testamente.   
32. In welcher Form können Erklärungen des letzten Willens 

erfolgen?  In § 577 Abs. 1 ABGB sind die Testamentsformen gesetzlich festgeschrieben: „Man kann aussergerichtlich oder gerichtlich, 
schriftlich oder mündlich, schriftlich aber mit oder ohne Zeugen 
testieren.“  Die Einhaltung der gesetzlichen Form für die Erklärung des letzten Willens ist zwingend und unverzichtbar. Sie soll dem Erblasser die Bedeutung seiner Erklärung bewusst machen, sodass er sie mit Überlegung trifft und Streitigkeiten nach seinem Tod möglichst vermieden werden können. 
 
 

33. Welche Testaments-Hauptformen gibt es in der Praxis?  
– Hauptform ist das eigenhändig geschriebene Testament. Zur Gültigkeit muss es eigenhändig mit dem Namen des Erblassers unterfertigt sein (§ 578 ABGB).   Hingegen ist die Beisetzung des Datums und des Ortes, an dem der letzte Wille errichtet wurde, nicht notwendig, aber „zur Vermeidung 

der Streitigkeiten rätlich“ (§ 578 ABGB).  
– Neben dem eigenhändig geschriebenen Testament gibt es das 

fremdhändige Testament. Die Urkunde wird von einer anderen Person niedergeschrieben. In der Praxis heisst das, es wird mit dem Computer geschrieben und ausgedruckt, kann aber auch von einer anderen Person handschriftlich vorbereitet sein.   
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34. Ich habe gehört, dass man bei einem fremdhändig 
vorbereiteten Testament aufpassen muss, damit es gültig ist. 
Stimmt dies?  Ja! Wichtig ist, dass der Erblasser vor drei fähigen Zeugen, wovon wenigstens zwei gegenwärtig sein müssen, erklärt, dass der Aufsatz seinen letzten Willen enthält (§ 579 ABGB). Diese Zeugen müssen immer auf der Urkunde selbst mit einem auf ihre Eigenschaft als Zeugen hinweisenden Zusatz unterschreiben. Hingegen müssen sie den Inhalt des Testamentes nicht kennen.  Sonderbestimmungen gibt es dann, wenn ein Erblasser nicht schreiben und nicht lesen kann. Es wird auf die §§ 580 und 581 ABGB verwiesen.   Wichtig ist, dass fähige Zeugen beim Testierakt eines fremdhändischen Testaments vorhanden sind. Personen unter 18 Jahren, Blinde, Taube oder Stumme sind als Zeugen ausgeschlossen.   Des Weiteren ist ein Erbe oder Legatar in Rücksicht des ihm zugedachten Nachlasses kein fähiger Zeuge, ebenso wenig dessen Ehegatte, eingetragener Partner, Eltern, Kinder, Geschwister oder „in 

eben dem Grade verschwägerte Personen“ (§ 594 ABGB). Auch Hausbedienstete sind keine fähigen Zeugen. Der Gesetzgeber sieht vor, dass die Zeugen nicht nur fähig sind, sondern auch möglichst 
unbefangen.  
Anmerkung: 
Gemäss der österreichischen Erbrechtsreform, gültig ab 01.01.2017, 
wurde auch unter dem Eindruck des Vorarlberger 
Testamentsfälschungsskandals (Gerichtsbeamte haben letztwillige 
Verfügungen von kinderlosen und ledigen alleinstehenden 
vermögenden Personen dahingehend gefälscht, dass eigene Verwandte 
Vermögenswerte aus dem Nachlass erhalten haben), eine sinnvolle 
Reform der Gültigkeitserfordernisse eines fremdhändischen 
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Testamentes eingeführt. So muss der Testierende neben seiner 
Unterschrift auch noch handschriftlich bekräftigen, dass die Urkunde 
seinen letzten Willen enthält. Dadurch soll es Schriftsachverständen 
ermöglicht werden, besser nachzuvollziehen, ob die Unterschrift und 
der Zusatz vom Verstorbenen stammt oder nicht (Fälschungssicherheit 
wird erhöht). Ausserdem muss die letztwillige Verfügung die Identität 
der drei (neu) gleichzeitig anwesenden Testamentszeugen (Vor- und 
Familiennamen, Geburtsdatum und [Berufs-]Adresse) enthalten. 
Schliesslich müssen die Zeugen aber in jedem Fall auf die Urkunde mit 
einen auf ihre Eigenschaft als Zeugen hinweisenden und eigenhändig 
geschriebenen Zusatz unterschreiben. Eine solche kleine Verschärfung 
der Gültigkeitsvoraussetzungen für ein fremdhändisches Testament 
wäre auch für den liechtensteinischen Rechtsbereich sinnvoll.   
35. Kann ich auch mündlich letztwillige Anordnungen äussern 

und sind diese gültig?  
 Nein, es sei denn es handle sich um ein sog. Nottestament.  Die §§ 584 bis 586 der alten Fassung des ABGB sahen die Möglichkeit vor, aussergerichtlich unter Beiziehung von drei fähigen Zeugen, welche zugleich gegenwärtig und zu bestätigen fähig sind, dass kein Betrug oder Irrtum vorliegt, mündlich ein Testament zu errichten. Wegen der Gefahr des Missbrauchs aussergerichtlicher mündlicher Testamente und der daraus resultierenden Benachteiligung der gesetzlichen Erben ist das mündliche Testament grundsätzlich nur mehr unter Mitwirkung des Gerichts zulässig.   Als Nottestament ist das aussergerichtliche mündliche Testament jedoch weiterhin gültig (§ 597 ABGB). Droht unmittelbar die Gefahr, dass der Erblasser stirbt oder die Fähigkeit zu testieren verliert, bevor er seinen letzten Willen auf andere Weise zu erklären vermag, so kann er unter Beiziehung zweier fähiger Zeugen, die gleichzeitig anwesend sein müssen, ein mündliches oder schriftliches (fremdhändiges) Testament errichten bzw. errichten lassen. Den 
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Inhalt einer mündlichen letzten Anordnung müssen die Zeugen auf Verlangen interessierter Personen übereinstimmend bestätigen, sonst ist das Testament ungültig. Das Nottestament verliert drei Monate nach Wegfall der Gefahr seine Gültigkeit.    
36. Mir wurde gesagt, dass man auch beim Fürstlichen 

Landgericht Testamente errichten kann. Stimmt dies?  Ja! Der § 587 ABGB sieht vor, dass man bei Gericht schriftlich oder mündlich testieren kann. Hierzu kann man sich mit der zuständigen Geschäftsabteilung beim Fürstlichen Landgericht in Verbindung setzen und einen Termin für die Testamentserrichtung vereinbaren. Für die Errichtung eines gerichtlichen Testaments bzw. der Hinterlegung hebt das Landgericht (bescheidene) Gebühren ein. Das gerichtliche Testament wird auch gleich gerichtlich hinterlegt (§ 577 ABGB).    
37. Was versteht man unter „gemeinschaftliches Testament“?   Gemäss § 583 i.V.m. § 583a ABGB ist es Ehegatten (auch unter der Bedingung der Eheschliessung) und eingetragenen Partnern gestattet, in einem Schriftsatz sich gegenseitig, oder auch andere Personen als Erben einzusetzen.  Wichtig ist: Ein solches Testament ist auch einseitig widerruflich. Allerdings kann aus der Widerrufung des einen Teiles nicht auf die Widerrufung des anderen Teiles geschlossen werden, es sei denn, dies wird ausdrücklich vereinbart bzw. „verfügt“.  Ein weiterer wichtiger Hinweis in diesem Zusammenhang: Bei einem wechselseitigen Testament muss jeder Ehegatte bzw. jeder 
eingetragene Partner seinen letzten Willen handschriftlich selbst verfassen. Schreibt nur ein Ehepartner bzw. ein eingetragener Partner mit der Hand und lässt es vom anderen Ehepartner bzw. 



37 
 

eingetragenen Partner unterschreiben, so werden die Verfügungen hinsichtlich des nicht selbstschreibenden Ehepartners (der nur unterschrieben hat) ungültig, da für ihn ein fremdhändiges Testament vorliegt, das drei Zeugen bedürfte.   Man kann allerdings durch ein im Computer geschriebenes und ausgedrucktes einziges Dokument, das von drei fähigen Zeugen bei der Testamentserrichtung unterschrieben wird, diese „Falle“ vermeiden.   Wichtig ist in der Praxis auch, dass man in einem gemeinschaftlichen Testament die Anordnung aufnimmt, dass dann, wenn ein Ehegatte das gemeinsame Testament widerruft, abändert oder aufhebt, automatisch auch die Erbeinsetzung des anderen Teiles als widerrufen gilt. Dann ist diese klare Anordnung auch zu beachten.    
38. Was versteht man unter Patientenverfügungen?  Eine Patientenverfügung ist gemäss Art. 2 Abs. 1 Patienten-verfügungsgesetz (kurz: PatVG) eine Willenserklärung, mit der ein Patient eine medizinische Behandlung ablehnt und die dann wirksam werden soll, wenn er im Zeitpunkt der Behandlung nicht einsichts-, urteils- oder äusserungsfähig ist.  Mittels Patientenverfügung kann also bestimmt werden, was im Fall einer künftigen, schweren oder zu Tode führenden Krankheit einer Person geschieht, ebenso bei Bewusstlosigkeit oder Dauerschädigung des Gehirnes samt Ausfall lebenswichtiger Körperfunktionen (medizinisch).   Eine Patientenverfügung kann nur höchstpersönlich errichtet werden. Der Patient muss zur Errichtung einer Patientenverfügung einsichts- und urteilsfähig sein (Art. 3 PatVG).   
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Es gibt zwei unterschiedliche Arten von Patientenverfügungen, verbindliche und beachtliche, welche sich in ihrer Bindungswirkung unterscheiden. Eine verbindliche Patientenverfügung bindet Ärzte und andere Angehörige der Gesundheitsberufe strikt an den Willen des Verfügenden bzw. Patienten (Art. 4 ff. PatVG). Eine beachtliche Patientenverfügung entfaltet keine strikte Bindungswirkung, sondern stellt für Ärzte und andere Angehörige der Gesundheitsberufe lediglich eine zu berücksichtigende Entscheidungshilfe dar, um den mutmasslichen Patientenwillen ermitteln zu können (Art. 8 f. PatVG).  Beide Arten von Patientenverfügungen können beim Fürstlichen Landgericht, welches ein jederzeit abrufbares Zentrales Patientenverfügungsregister führt, registriert und – sofern gewünscht – hinterlegt werden.   
39. Ich habe etwas von Nacherbschaft gehört. Was ist damit 

gemeint?  In den §§ 604 ff. ABGB steht:   
„Jeder Erblasser kann für den Fall, dass der eingesetzte Erbe die 
Erbschaft nicht erlangt, einen, und, wenn dieser sie nicht erlangt, einen 
zweiten, und im gleichen Falle einen dritten oder auch noch mehrere 
Nacherben berufen. Diese Anordnung heisst eine gemeine Substitution.“   Von fideikommissarischer Substitution spricht man, wenn ein Erblasser seinen Erben verpflichtet, dass er die angetretene Erbschaft nach seinem Tode oder in anderen bestimmten Fällen, einem zweiten genannten Erben hinterlässt. Dies ist eine sehr grosse Einschränkung des Eigentumsrechtes des Vorerben. Ihm stehen lediglich die Rechte und Verbindlichkeiten eines Fruchtgeniessers (siehe § 613 ABGB) zu.   In der Praxis kommt oft eine Substitution auf den Überrest vor. Demnach erklärt der Erblasser, dass der Vorerbe (z.B. seine Gattin) das Vermögen gebrauchen bzw. verbrauchen kann. Nur das, was 
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übrig bleibt (der Überrest), geht an den Nacherben.   Bei dieser sogenannten befreiten Vorerbschaft erhält der Nacherbe nur das, was übrig bleibt.   Bei einer fideikommissarischen Substitution ist es möglich, bei Liegenschaften das sogenannte Substitutionsband im Grundbuch vorzumerken. Das hindert dann den Verkauf der Liegenschaft durch den Vorerben.    
40. Ich befinde mich in Südamerika auf einer Reise. Ein 

furchtbarer Flug hat mich veranlasst, in einem Hotel vor Ort 
ein handschriftliches Testament zu errichten und es einem 
Freund in Liechtenstein zu übersenden. Ist es gültig?  Ja! Die diesbezügliche Bestimmung findet sich in Art. 30 IPRG. Demnach ist eine letztliche Verfügung dann als gültig anzusehen, wenn sie dem Heimatrecht des Erblassers zum Zeitpunkt seiner Rechtshandlung oder zum Zeitpunkt seines Todes entspricht bzw. dem Recht des Staates, in dem der Erblasser zum Zeitpunkt der Rechtshandlung o-der zum Zeitpunkt seines Todes seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte, entspricht. So kann z.B. ein Schweizer, der in Liechtenstein seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, auch im Ausland eine wirksame letztliche Verfügung errichten, wenn sie den liechtensteinischen Formvorschriften (z.B. handschriftliches Testament oder Drei-Zeugen-Testament) entspricht.  Achtung: Probleme können eintreten, wenn eine in Liechtenstein wohnhafte Person im Ausland (Nicht-Heimatstaat) und zwar dort, wo er keinen gewöhnlichen Aufenthalt hat (z.B.: Urlaubsreise) zur Absicherung z.B. der Lebensgefährtin ein notarielles Testament errichtet, das nicht den liechtensteinischen Formvorschriften entspricht. Die Testamentserrichtungsform bei einem Notariat ist nämlich dem liechtensteinischen Recht fremd. Ein solches ausländisches Notariatstestament könnte dazu führen, dass dieses für 
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den liechtensteinischen Rechtsbereich aus formellen Gründen als ungültig angesehen werden könnte.  Liechtenstein wäre gut beraten, das sogenannte Hager-Testamentsübereinkommen vom 05.10.1961, das von vielen Staaten, so auch von der Schweiz und von Österreich ratifiziert worden ist, auch hier zu ratifizieren. Dann wären Gültigkeitsprobleme der geschilderten Art nicht mehr gegeben, da das Abkommen alle Testamente für gültig erachten, die dem innerstaatlichen Recht des Ortes entsprechen, an dem der Erblasser letztwillig verfügt hat.   
41. Kann ich auf mein Widerrufsrecht meiner letztwilligen 

Verfügung verzichten?  Nein! Ein Verzicht auf die Aufhebung, Abänderung sowie den Widerruf des Testaments ist ungültig.   
42. Darf das Testament Bedingungen enthalten?  Ja, das Testament kann auch mit Bedingungen verknüpft werden, sofern sie möglich und erlaubt sind.  Ungültig ist gemäss § 700 ABGB die Bedingung, dass sich der Erbe oder Legatar, selbst nach erreichter Volljährigkeit, nicht verehelichen oder keine eingetragene Partnerschaft eingehen soll.  Allerdings ist nach wie vor Gesetzesinhalt, dass eine verwitwete Person oder ein überlebender eingetragener Partner, wenn ein oder mehrere Kinder vorhanden sind, eine solche gesetzliche Bedingung erfüllen. Auch die Bedingung, dass der Erbe oder Legatar eine bestimmte Person nicht heirate oder mit ihr keine eingetragene Partnerschaft begründet, kann nach der geltenden Gesetzeslage gültig auferlegt werden. 
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Eigene Meinung: 
Dass die im vorherigen Absatz genannten Bedingungen nicht mehr 
zeitgemäss sind, bedarf wohl keiner weitergehenden Ausführung. In 
Österreich jedenfalls sind diese Bestimmungen gemäss 
Erbrechtsänderungsgesetz 2015 aufgehoben worden.   
43. Ist ein Anfechtungsverbot zulässig?  Ja! Klauseln wie „Wer dieses Testament anficht, wird auf den Pflichtteil 
gesetzt“ sind wirksam, es sei denn, es wird nur bestritten, dass das Testament echt oder wenn eine Bestimmung im Testament unklar ist.   
44. Wie kann ich das Testament aufbewahren, damit es nicht in 

falsche Hände kommt?  Gemäss § 577 ABGB werden gerichtliche Testamente von Amts wegen hinterlegt. Auch ein aussergerichtlich errichtetes schriftliches Testament kann der Erblasser bei Gericht gegen eine geringe Gebühr hinterlegen. Über die Hinterlegung ist jeweils ein Protokoll aufzunehmen. Die Hinterlegung des aussergerichtlichen Testaments erfolgt durch einen Rechtspfleger (Art. 16 Abs. 1 lit. a Rechtspflegergesetz).  Meist wird dies so gehandhabt, dass mehrere Ausfertigungen des Originaltestamentes errichtet werden, wobei eine Original-Ausfertigung der Klient erhält, eine zweite jedoch im Kanzleisafe verwahrt wird. Erhält man vom Ableben des Klienten Kenntnis, etwa durch die gesetzlichen oder testamentarischen Erben, wird die im Kanzleisafe verwahrte Testaments-Ausfertigung beim Fürstlichen Landgericht eingereicht.  
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45. Was sind die Befugnisse und Aufgaben eines Testaments-
vollstreckers?  Der Testamentsvollstrecker hat die Aufgabe, darauf zu achten, dass die in einem Testament enthaltenen Auflagen und Wünsche in die Tat umgesetzt werden bzw. diese selbst in die Tat umzusetzen. Weiters hat er darauf zu achten, dass die Legate ausgerichtet werden.     

4 Erb- und Vermächtnisvertrag 
 

46. Was ist ein Erb- bzw. Vermächtnisvertrag? 
 Durch einen Erbvertrag wird der künftige Nachlass oder ein Teil desselben versprochen und das Versprechen angenommen.  Auch ein Dritter kann durch einen Erbvertrag zum Erben eingesetzt werden (z.B. Kinder eines Ehepaars). 
 Sowohl Testament als auch Erbvertrag gehen den Regeln der gesetzlichen Erbfolge vor. Die gesetzliche Erbfolge tritt somit nur dann ein, wenn der Erblasser weder mit letztwilliger Verfügung oder mit Erbvertrag Verfügungen bzw. vertragliche Regelungen über sein Vermögen getroffen hat.  Durch einen Vermächtnisvertrag werden Vermächtnisse versprochen und das Versprechen angenommen (z.B. Übernahme eines Hauses im Falle des Ablebens des Erbvertragserrichters).  

 
47. Was unterscheidet den Erbvertrag vom Testament?  Beim Testament handelt es sich um eine einseitige letztwillige Verfügung, die jederzeit abgeändert oder widerrufen werden kann.  
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Ein Erbvertrag hingegen ist zweiseitig, d.h. seine Errichtung und allfällige spätere Abänderung oder Aufhebung bedarf der Zustimmung des in diesem Erbvertrag Begünstigten.   Allerdings kann der Erbvertrag aus Gründen, die eine Enterbung rechtfertigen, sowie wegen groben Undanks einseitig widerrufen werden.  Des Weiteren kann der Erbvertrag unter Ehegatten, eingetragenen Partnern oder Personen, die eine faktische Lebensgemeinschaft führen, im Falle der Aufhebung der Lebensgemeinschaft widerrufen werden. Allerdings muss dies in Schriftform geschehen, ebenso mit Beglaubigung der Unterschrift. Sonst ist der Widerruf ungültig.  Eine weitere Regelung ergibt sich aus § 602d Abs. 3 ABGB, wonach der Erbvertrag unter Ehegatten dann erlischt, wenn die Ehe geschieden oder (gerichtlich) getrennt wurde, ebenso bei einer Ungültigkeitserklärung, dies auch bei eingetragenen Partnern bei gerichtlicher Auflösung der eingetragenen Partnerschaft (Art. 26 ff. PartG).  Aber auch ein Erbvertrag ändert nichts daran, dass der Erblasser freie Hand hat, über sein Vermögen zu seinen Lebzeiten zu verfügen. Somit lässt sich der Erbvertrag nach dem Willen des Gesetzgebers dadurch aushebeln, dass der Erbvertragsverpflichtete vor seinem Tode sein Vermögen verschenkt oder die vertraglich gebunden Teile seines Vermögens verkauft, ohne dass dem Berechtigten eine Handhabe gegen dieses Vorgehen zusteht. Der Vertragserbe erhält nur das, was zum Ablebenszeitpunkt des Verstorbenen übrig ist.  
Eigene Meinung: 
Verträge sind nach dem lateinischen Spruch „pacta sunt servanda“ zu 
erfüllen. Wenn aber der versprechende Teil nicht gehindert ist, über 
sein Vermögen zu Lebzeiten zu verfügen und somit seinen vertraglichen 
Verpflichtungen aus dem Erbvertrag zu entgehen, so kann man einen 
Erbvertrag nur als Vertrag „sui generis“ ansehen. Offensichtlich wollte 
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der Gesetzgeber den Versprechenden nur bedingt binden, dies mit der 
Erwägung, dass es im Regelfall an einer Gegenleistung fehlt. Eine 
Gegenleistung kann allerdings auch vereinbart werden (z.B. 
erbvertragliche Übernahme des Grundstückes gegen Zahlung eines 
entsprechenden Preises an den oder die Erben).   
48. Welche Formvorschriften gelten für die Gültigkeit eines 

Erbvertrages?  Für die Gültigkeit eines Erbvertrages gelten dieselben Formerfordernisse wie für ein Testament. Das heisst, dass wie bei einem gemeinsamen Testament drei (zwei gleichzeitig) Erbvertragszeugen gegenwärtig sein müssen, die diesen Vertrag als solche unterfertigen.   
49. Darf der Erbvertrag Bedingungen enthalten?  Ja, der Erbvertrag kann wie das Testament mit Bedingungen verknüpft werden, sofern sie möglich und erlaubt sind. Als Beispiel könnte man anführen, dass im Erbvertrag klar geregelt wird, dass dieser Erbvertrag im Falle der Aufhebung der Lebensgemeinschaft als aufgehoben gilt. Dann bedarf es nicht mehr den in § 602d Abs. 2 ABGB genannten schriftlichen Widerruf (Beglaubigung der Unterschrift). Der Vertrag ist dann schon aufgrund der Nichterfüllung der Bedingung der aufrechten Lebensgemeinschaft aufgehoben und kann seitens des Begünstigten kein Recht aus ihm abgeleitet werden.    
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5 Pflichtteilsrecht 
 
50. Was versteht man unter Pflichtteil?  In Kapitel 3 wurde ausführlich erörtert, dass durch die Erklärung des letzten Willens der Testator die gesetzliche Erbfolgeanordnung verändern kann. Er kann somit familienfremde Personen und/oder Institutionen als Erben einsetzen.  Das Gesetz schränkt aber diese Testierfähigkeit ein. Mit anderen Worten: Bestimmte, dem Erblasser nahestehende Personen darf er nicht übergehen. Diese muss er bedenken. Macht er dies nicht, besteht für diesen Personenkreis ein Pflichtteilsanspruch.    
51. Welche nahestehenden Personen des Erblassers sind 

pflichtteilsberechtigt?  Dies ergibt sich aus § 762 ABGB, der besagt:  
„Die Personen, die der Erblasser in der letzten Anordnung bedenken 
muss, sind seine Kinder, in Ermangelung solcher seine Eltern, und der 
Ehegatte oder eingetragene Partner.“  Pflichtteilsberechtigt sind somit nur der Ehegatte bzw. der eingetragene Partner und die Kinder des Erblassers. Wenn keine Kinder vorhanden sind, sind auch die Vorfahren der aufsteigenden Linie (Eltern bzw. Grosseltern) des Erblassers pflichtteilsberechtigt. Mit anderen Worten: Die Vorfahren der aufsteigenden Linie des Erblassers können nur den Pflichtteil verlangen, soweit keine Kinder und auch kein Ehegatte vorhanden sind.   Unter dem Begriff «Kinder» werden hier auch Enkel und Urenkel und unter dem Begriff «Eltern» auch alle Grosseltern verstanden.  
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So kann ein Erblasser, der zwar keine Kinder aber einen Ehegatten hat, diesen zur Gänze als Alleinerbe einsetzen. Die Eltern des Erblassers kommen dann um den Pflichtteil. Wenn kein Testament vorhanden ist, gilt aber die gesetzliche Erbfolge. Dann wird der Ehegatte nur zu zwei Drittel des Nachlasses gesetzlicher Erbe, ein Drittel geht an die Eltern des Erblassers und deren Nachkommen.   § 763 ABGB stellt überdies klar, dass hinsichtlich der Kinder zwischen ehelicher und unehelicher Geburt kein Unterschied besteht.   Unter dem Begriff «Kinder» werden auch Enkel und Urenkel und unter dem Begriff «Eltern» auch alle Grosseltern verstanden. Ihr Pflichtteilsrecht entsteht aber erst bei Vorversterben des/der pflichtteilsberechtigten Kindes/Kinder.  
Anmerkung: 
Die österreichische Erbrechtsreform 2015 sieht keinen Pflichtteil der 
Vorfahren in aufsteigender Linie (Eltern und Grosseltern) mehr vor. 
Begründet wird dies damit, dass Vorfahren im Regelfall vor Kindern 
sterben. Ausserdem brauchen Sie keine Vorsorge in Bezug auf eine 
vermögensmässige „Starthilfe“ durch einen Pflichtteil mehr.   
52. Wie hoch ist der Pflichtteil?   Als Pflichtteil gebührt jedem Kind sowie dem Ehegatten bzw. eingetragenen Partner die Hälfte dessen, was ihm nach der gesetzlichen Erbfolge zugestanden hätte. Dies ergibt sich aus § 765 Abs. 1 ABGB.  Der Ehegatte bzw. der eingetragene Partner ist gemäss § 765 Abs. 2 ABGB unter folgender Voraussetzung noch weiter wie folgt privilegiert:  
„Der Ehegatte oder eingetragene Partner hat Anspruch auf den 
doppelten Pflichtteil, wenn er massgeblich zum Aufbau des Vermögens 
des Erblassers beigetragen hat und der während der Ehe oder der 
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eingetragenen Partnerschaft erwirtschaftete Vermögenszuwachs den 
Grossteil der Erbschaft ausmacht.“ 
 Gemäss Stellungnahme der Regierung zu den anlässlich der ersten Lesung betreffend die Reform des Erbrechts aufgeworfene Fragen Nr. 68/2012 ist der massgebliche Beitrag des überlebenden Ehegatten oder eingetragenen Partners als gleichwertig angesehen. Bei der Bewertung sind analog von Art. 78 Abs. 2 EheG die Leistungen zum Unterhalt der Familie oder Partnerschaft, die Mitwirkung im Erwerb des jeweils anderen (Ehe-)Partners, die Führung des gemeinsamen Haushalts, die Pflege und Erziehung gemeinsamer Kinder sowie jeder sonstige Beitrag zu berücksichtigen. Gleichwertige und somit massgebliche Beiträge liegen dann vor, wenn ein (Ehe-)Partner durch sein Arbeitseinkommen, der andere durch seine Familienarbeit (Haushaltsführung, Kindererziehung etc.) zum Unterhalt der Familie beiträgt. Ebenso wird dies der Fall sein, wenn beide (Ehe-)Partner voll berufstätig sind, ebenso die Einkommensunterschiede nicht exorbitant voneinander abweichen, oder ein (Ehe-)Partner zwar nicht vollzeitig einer Berufstätigkeit nachgeht, aber daneben noch Haus- bzw. Familienarbeit verrichtet oder beim Erwerb des (Ehe-)Partners mitarbeitet.  Sind keine Kinder vorhanden, kommen die Eltern des Erblassers zum Zug. Diesen gebührt als Pflichtteil ein Drittel dessen, was sie nach der gesetzlichen Erbfolge erhalten würden. Dies ergibt sich aus § 766 ABGB, welcher bestimmt:  
„In der aufsteigenden Linie gebührt jedem Pflichtteilsberechtigten als 
Pflichtteil ein Drittteil dessen, was er nach der gesetzlichen Erbfolge 
erhalten haben würde.“  Um den Pflichtteil zu bemessen, muss somit zuerst eruiert werden, was den Nachkommen oder mangels Nachkommen den Eltern und dem Ehegatten bzw. dem eingetragenen Partner nach dem Gesetz zugefallen wäre. Davon wird dann der entsprechende Hälfte-Anteil oder Drittel-Anteil ausgerechnet.  
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Sind beispielsweise zwei Kinder vorhanden und lebt der Ehegatte noch, beläuft sich der Pflichtteilsanspruch des Ehegatten auf einen Viertel und derjenige der Kinder auf je einen Achtel des Nachlasses (die Hälfte des gesetzlichen Erbteils von einem Viertel).  Erben die Eltern beispielsweise neben dem Ehegatten, beträgt ihr Pflichtteilsanspruch zusammen ein Neuntel, d.h. ein Drittel des gesetzlichen Erbteils von einem Drittel.  Zur Berechnung des Pflichtteils müssen alle zur Verlassenschaft gehörigen beweglichen und unbeweglichen Sachen, alle Rechte und Forderungen genau beschrieben und geschätzt werden § 784 ABGB). Den Pflichtteilsberechtigen steht es frei, bei der Schätzung anwesend zu sein.   Abzuziehen sind selbstverständlich die Schulden und andere Lasten des Erblassers etc.   Auf Verlangen eines pflichtteilsberechtigten Kindes oder des pflichtteilsberechtigten Ehegatten sind bei der Berechnung des Nachlasses auch Schenkungen des Erblassers in Anschlag zu bringen, allerdings nur die, die während der Ehe des Erblassers gemacht wurden bzw. zur Zeit, als er ein pflichtteilsberechtigtes Kind gehabt hat (§ 785 ABGB).   Diese Bestimmung bezweckt die Gleichstellung aller pflichtteilsberechtigten Kinder. Wenn z.B. ein Grundstück zum Steuerschätzwert „verkauft“ wird, so spricht man von „gemischter Schenkung“. Der geschenkte Teil muss angerechnet werden. Überhaupt ist ein Anspruch nur dann begründet, wenn eine Vermögensverschiebung dergestalt stattfindet, dass ganz oder teilweise von Schenkung gesprochen werden kann.   Erhält ein Pflichtteilsberechtigter seinen Pflichtteil als Mindestanteil an Vermögen des Verstorbenen nicht aus Schenkungen zu Lebzeiten oder seinen Erbteil, hat er einen Schenkungspflicht-
teilsergänzungsanspruch gegenüber anderen Pflichtigen. 
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53. Bekommt der Pflichtteilsberechtigte einen aliquoten Anteil 
am Erbe?  Nein! Der Pflichtteilsanspruch ist kein Anspruch auf einen ideellen Teil des Nachlasses. Vielmehr ist er eine Forderung auf einen verhältnismässigen Teil des Nachlasswertes in Geld. Diesbezüglich ist auf § 2 Bst. I. Erbpatent vom 06.04.1946 zu (alt) § 784 ABGB zu verweisen. Diese Bestimmung ist formell noch in Kraft.   Bereits mit dem Tode des Erblassers entsteht der Pflichtteilsanspruch. Er ist nur gegen die Erben, nicht aber gegen Legatare, als Nachlassschuld geltend zu machen.   Wichtig ist auch, dass Pflichtteilsansprüche, falls sie nicht anerkannt werden, im Prozesswege geltend zu machen sind.   

54. Wann verjährt ein Pflichtteilsanspruch?  Die Verjährungsfrist wegen Verkürzung des Pflichtteiles beträgt gemäss § 1487 ABGB immer drei Jahre, unabhängig davon, ob der Pflichtteil gegen oder im Einklang mit letztwilliger Verfügung geltend gemacht wird. Danach ist dieser Anspruch erloschen.  
Anmerkung: 
Die von der österreichischen Rechtsprechung entwickelte 
Unterscheidung, wonach "gegen das Testament" geltend gemachte 
Pflichtteile innert drei Jahren und "in Übereinstimmung mit dem 
Testament" geltend gemachte Pflichtteile innert dreissig Jahren 
verjähren, widerspricht dem klaren und eindeutigen Wortlaut des 
§ 1487 ABGB. 
 
In Österreich gelten seit Inkrafttreten der Eherechtsreform am 
01.01.2017 gemäss dem neuen § 1487a ABGB einheitliche Fristen. Die 
kurze Verjährung von 3 Jahren gilt ab Kenntnis der für das Bestehen des 
Anspruchs massgebenden Tatsachen. Unabhängig von dieser Kenntnis 
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verjähren diese Rechte spätestens 30 Jahre nach dem Tod des 
Verstorbenen. Diese Regelung wäre auch für Liechtenstein 
wünschenswert.   
55. Gibt es Fälle, in denen der Pflichtteil nicht geschuldet ist?  Ja! In Ergänzung der schon aufgrund des Gesetzes vorgesehenen 
Erbunfähigkeit (siehe Frage 9) gibt es für den Erblasser auch die Möglichkeit der Enterbung. Dies bedeutet, dass der Erblasser durch einen Willensakt, nämlich durch eine letztwillige Anordnung, einer pflichtteilsberechtigten Person den Pflichtteil entzieht.   Die Gründe für eine Enterbung müssen gravierend sein. Aus § 768 und § 769 ABGB ergeben sich diese wie folgt:  Enterbungsgründe eines Kindes:  

 
– wenn es den Erblasser in Notstand hilflos gelassen hat; 
– wenn es wegen einer oder mehrerer mit Vorsatz begangener strafbarer Handlungen zu einer lebenslangen oder 20jährigen Freiheitsstrafe verurteilt worden ist; 
– wenn es beharrlich eine gegen die öffentliche Sittlichkeit verstossende Lebensart führt   

Anmerkung:  
Da Lebensgemeinschaften (Lebensabschnittspartnerschaften) auch in 
Liechtenstein immer häufiger werden, ist diese Tatsache wohl kaum 
mehr ein Enterbungsgrund und sollte auch vom Gesetzgeber diese 
Bestimmung, wie in Österreich seit dem 01.01.2017 bereits geschehen, 
gestrichen werden.  Enterbungsgründe für Ehegatte und Eltern:  Für Ehegatten gilt Gleiches wie oben sowie gröbliche Vernachlässigung der Beistandspflicht gegenüber dem Erblasser. Auch Eltern können aus letzterem Grund „enterbt“ werden.  
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Wichtig ist, dass die Enterbung letztwillig verfügt wird.   Sie gilt aber auch dann, wenn ein Erblasser einen Noterben (pflichtteilsberechtigten Erben) in der letztwilligen Verfügung übergeht, der testamentarisch eingesetzte Erbe aber beweisen kann, dass der mit Stillschweigen übergangene Erbe sich einer der oben angeführten Enterbungsursachen schuldig gemacht hat. Hier spricht man von stillschweigender Enterbung!    
56. Ich habe gehört, dass auch eine Pflichtteilsminderung 

möglich ist.  Ja! Seit der Familienrechtsnovelle 1993, LGBl. 1993 Nr. 54, besteht die Möglichkeit, durch eine testamentarische Anordnung eine Pflichtteilsminderung auf die Hälfte des Pflichtteiles zu verfügen. Voraussetzung hierfür ist, dass das an und für sich pflichtteilsberechtigte Kind und der vererbende Elternteil „zu keiner 
Zeit in einem Naheverhältnis standen, wie es in der Familie zwischen 
Eltern und Kinder gewöhnlich besteht“ (§ 773a ABGB). Denkbar ist eine solche Pflichtteilsminderung vor allem bei nicht-ehelichen Kindern, zu denen vom Erblasser her gesehen kein Kontakt bestand oder besteht.  Eine solche Pflichtteilsminderung steht aber demjenigen nicht zu, der die Ausübung des Rechts auf persönlichen Verkehr mit dem Pflichtteilsberechtigten grundlos abgelehnt hat.   
57. Was muss bei der Hinterlassung eines Pflichtteiles beachtet 

werden?  Da der Pflichtteil nur bedeutet, dass der in § 762 ABGB beschriebene Personenkreis (Kinder, Ehegatte, Eltern) einen Mindestanteil am Erbe erhalten muss, kann dies auch in Gestalt eines Erbteiles oder eines Vermächtnisses geschehen. Man braucht somit nicht ausdrücklich 
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anzuordnen, dass ein Kind auf den Pflichtteil gesetzt wird. Werte im Ausmass eines rechnerischen Pflichtteiles muss der Pflichtteilsberechtigte aber auf alle Fälle erhalten. Der Pflichtteil muss dem Noterben frei bleiben (§ 774 ABGB).   Bedingungen oder Belastungen eines Pflichtteiles werden als ungültig angesehen. Eine solche Bedingung oder Belastung darf sich nur gültig auf jenen Teil beziehen, der über den Pflichtteil hinausgeht (§ 774 ABGB).    
58. Was muss auf den Pflichtteil angerechnet werden?  Alle Legate oder andere Vermögenswerte aus Verfügungen des Erblassers, welche der Noterbe aus der Verlassenschaft erhält, muss er sich anrechnen lassen; weiters auch alle anzurechnenden Geschenke (§ 787 ABGB).   Darüber hinaus ist anzurechnen was der Erblasser bei Lebzeiten einem Kind zur Ausstattung oder zum Antritte eines Amtes oder eines Gewerbes gegeben oder zur Bezahlung der Schulden eines volljährigen Kindes verwendet hat (§ 788 ABGB).  Auch Vorschüsse aus dem Pflichtteil sind gemäss § 789 ABGB anzurechnen, ebenso alles, was der Ehegatte oder eingetragene Partner als gesetzliches Vorausvermächtnis erhalten hat (z.B.: Recht, in der gemeinsamen Wohnung weiter zu wohnen).  Was Eltern ausser den erwähnten Fällen gemäss § 791 ABGB einem Kinde zugewendet haben, wird nicht angerechnet, oder wenn die Eltern sich nicht ausdrücklich die Erstattung ausgedungen haben. Dies ist dann eine Schenkung.  Besteht eine letztwillige Verfügung, so muss der Erblasser den 
Kindern gegenüber eine Anrechnung ausdrücklich anordnen.    
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Bei der gesetzlichen Erbfolge hingegen muss sich das Kind dasjenige, was es vom Erblasser gemäss § 788 ABGB (siehe oben) erhalten hat, anrechnen lassen.  Des Weiteren können Eltern bei einem Kind die Anrechnung auch bei der gesetzlichen Erbfolge erlassen. Sie können somit in einem Testament zum Ausdruck bringen, dass sie nicht wollen, dass die anrechenbaren Vorbezüge beim Erbe zu berücksichtigen sind.    
59. Mein Bruder hat in seinem Testament seine aussereheliche 

Tochter gar nicht berücksichtigt. Erbt diese?  Hier sieht der § 776 ABGB vor, dass bei einer gänzlichen (stillschweigenden) Übergehung eines dem Erblasser bekannten Kindes dieses nur den Pflichtteil fordern kann.   Ist das Kind dem Erblasser aber unbekannt, kann dieses nicht nur den Pflichtteil, sondern den Erbteil fordern (§ 777 ABGB).   Beim Tod eines Kindes vor dem Erblasser und bei stillschweigend übergangenen Kindern treten diese in Ansehung des Erbrechtes an die Stelle des Kindes (§ 779 ABGB). Es kommt bei diesem Erbrecht dieser Kinder darauf an, ob ihre Existenz dem Erblasser bekannt war oder nicht (siehe oben).    
60. Muss man den gesetzlichen Pflichtteil sofort bezahlen?  Nein, gemäss § 783a ABGB kann der Erbe Stundung des Pflichtteils oder die Zahlung der Pflichtteils in Raten verlangen, wenn die sofortige Erfüllung des gesamten Erbteilsanspruches für den Erben wegen der Art der Nachlassgegenstände eine unbillige Härte wäre, insbesondere wenn sie ihn zur Aufgabe des Familienheims oder zur Veräusserung eines Wirtschaftsgutes zwingen würde, das für den Erben und seine Familie die wirtschaftliche Lebensgrundlage bildet. 
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Angemessen zu berücksichtigen sind die Interessen des Pflichtteilsberechtigten.  Für diesen Fall ist die Pflichtteilsforderung zu verzinsen. Auch eine Sicherheitsleistung kann der Pflichtteilsberechtigte verlangen, worüber das Gericht nach Billigkeit entscheidet.    
61. Kann man den Pflichtteilsanspruch sonst wie sicherstellen?  Ja, während des Verlassenschaftsverfahrens gemäss § 812 ABGB (siehe Ausführungen zur Frage 78).   
62. Um meine gesetzlichen Erben „leer“ ausgehen zu lassen, 

errichte ich eine Stiftung gemäss liechtensteinischen Rechts. 
Geht das?  Nein! Aus der Bestimmung des Art. 560 des liechtensteinischen Personen- und Gesellschaftsrechtes (kurz: PGR) ergibt sich klar und deutlich, dass eine Stiftung von den Erben gleich einer Schenkung angefochten werden kann (Anfechtung wird dabei nicht so verstanden, dass die Errichtung der Stiftung bekämpft wird; es wird vielmehr die Zahlung eines entsprechenden Geldbetrages zur Deckung des Pflichtteiles gefordert).   Gemäss der Entscheidung des Fürstlichen Obersten Gerichtshofes vom 09.02.2002 zu 06 CG.2004.23, veröffentlicht in den LES 2006, S. 468, unterliegt die Errichtung einer Stiftung nach liechtensteinischem Recht als einseitige, nicht empfangsbedürftige Willenserklärung der Anfechtung durch die Noterben, die einen Pflichtteilsergänzungsanspruch geltend machen können.   Die Ansprüche eines Pflichtteilsberechtigten sind im Übrigen nach dem Erbstatut (Wohnsitz des Verstorbenen) zu beurteilen. Diesem Erbstatut unterliegen alle materiellen Erbrechtsfragen und somit das 
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gesamte Noterben- und Pflichtteilsrecht. Auch die Verjährung von Pflichtteilsansprüchen ist nach dem Erbstatut zu beurteilen. So der Oberste Gerichtshof in seinem Urteil vom 09.02.2006.   Der Staatsgerichtshof des Fürstentums Liechtenstein war in seiner Entscheidung vom 16.09.2002 zu StGH 2002/17 mit der Frage des „Stiftungsdurchgriffes“ befasst. Er hat ausgeführt, dass im liechtensteinischen Gesellschaftsrecht das Trennungsprinzip herrscht. Juristische Personen und „Stiftung, Stifter bzw. Begünstigte“ sind streng zu trennen. Allerdings wird bei Missbrauch diese Trennung aufgehoben. Es kann durchgegriffen werden. Wenn also mit einer Stiftungserrichtung von Anfang an gezielt zwingende erbrechtliche Vorschriften umgangen werden sollen, stellt sich die Frage, inwiefern die Stiftung gegenüber Erben oder Pflichtteilsberechtigten als gültig errichtet angesehen werden kann. Wörtlich führt der Staatsgerichtshof in der zitierten Entscheidung aber aus, dass der Durchgriff und damit die Verneinung der rechtlichen Existenz der Stiftung im Lichte des Verhältnismässigkeitsgrundsatzes als „ultimo ratio“ mit grosser Zurückhaltung Verwendung finden muss, zumal die Stiftung dadurch im Gegensatz zur blossen gerichtlichen Durchsetzung der Pflichtteilsansprüche gänzlich ignoriert wird.  Bringt eine Person zu deren Lebzeiten ihr ganzes Vermögen oder einen Grossteil ihres Vermögens in eine liechtensteinische Stiftung ein, so erhebt sich die Frage, inwiefern die Pflichtteilsberechtigten gegenüber der Stiftung Pflichtteils- bzw. Pflichtteilsergänzungsansprüche geltend machen können.  Gemäss den Normen des § 785 Abs. 3 Art. ABGB sind nämlich unter anderem Schenkungen dann nicht zu berücksichtigen, die der Verstorbene früher als zwei Jahre vor seinem Tode an nicht pflichtteilsberechtigte Personen gemacht hat.  
Eine Stiftung ist nicht pflichtteilsberechtigt. Somit könnte man der Auffassung sein, dass alle Schenkungen an liechtensteinische 
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Stiftungen, auch an Familienstiftungen, die eine natürliche Person zwei Jahre vor seinem Tode gemacht hat, bei der Pflichtteilsfrage unberücksichtigt bleiben.  Die Judikatur hat aber den Begriff „Vermögensopfer“ geprägt. Dabei ist wesentlich, dass Zuwendungen eines Stifters an eine liechtensteinische Stiftung den Lauf der bloss zweijährigen Schenkungsanrechnungsfrist bei Sachverhalten nicht in Gang setzen, bei denen der Stifter zu seinen Lebzeiten die Stiftung zu seinen eigenen Gunsten widerrufen oder deren Statuten bzw. Beistatuten abändern kann, er an der Stiftung selbst lebzeitig bezugsberechtigter Erstbegünstigter ist oder das Stiftungsvermögen zu seinen Lebzeiten faktisch in eigenen finanziellen Interessen beherrschen kann (z.B. über einen Mandatsvertrag mit dem Stiftungsrat). In solchen Fällen führt die Anwendung der Vermögensopfertheorie dazu, dass die Schenkungsanrechnungsfrist bis zum Tode des Stifters erst gar nicht anläuft (siehe Entscheidung des Fürstlichen Obersten Gerichtshofes vom 07.12.2012, LES 2013, 30 ff.; Harald Bösch in ZStV 1/2016, Beeinträchtigung pflichtteilsrechtliche Ansprüche mittels liechtensteinischen Anstalten und Stiftungen, S. 18 ff. und die dort zitierte weitere Rechtsprechung, sowie derselbe Autor in PSR [2013], Vermögensopfer und liechtensteinische Stiftung, S. 52 ff.)    
6 Verlassenschaftsverfahren 
 
63. Wo ist das Verlassenschaftsverfahren geregelt?  Seit 01.11.2011 ist das Gesetz vom 25.11.2010 über das gerichtliche Verfahren in Rechtsangelegenheit Ausserstreitsachen (Ausserstreitgesetz; kur: AussStrG) in Kraft. In den Art. 143 ff. sind die Bestimmungen über das Verlassenschaftsverfahren normiert.   
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64. Wie geht das Verlassenschaftsverfahren im Wesentlichen vor 
sich?  Das Verlassenschaftsverfahren ist gegliedert in:  Vorverfahren: 

– Einleitung des Verfahrens 
– Todesfallaufnahme 
– Erhebungen  
– Sicherung der Verlassenschaft 
– Übermittlung und Übernahme letztwilliger Verfügungen 
– Nichtvornahme einer Verlassenschaftsabhandlung 
– Überlassung an Zahlungs statt  Verlassenschaftsverfahren: 
– Vorsorge einer Vertretung 
– Abgabe von Erbantrittserklärungen 
– Unbekannte Erben und Noterben 
– Verfahren bei widersprechenden Erbantrittserklärungen 
– Inventur (Gründe und Umfang der Inventur samt Bewertungsregeln) 
– Verfahren zur Errichtung der Inventur 
– Rechte der Gläubiger (Einberufung und Antrag auf Absonderung) 
– Einantwortung gemäss Beschluss 
– Erbteilungsübereinkommen  Verfahren ausserhalb der Abhandlung: 
– Übermittlung an das Amt für Justiz, Abteilung Grundbuch 
– Änderung der Abhandlungsgrundlagen 
– Erblose Verlassenschaft 
– Kosten und Öffentlichkeit 
 
 

65. Wie wird das Verlassenschaftsverfahren eingeleitet? 
 Dies geschieht von Amts wegen, sobald ein Todesfall durch eine öffentliche Urkunde oder sonst auf unzweifelhafte Weise bekannt 
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wird. Nur auf Antrag einer Partei ist das Verlassenschaftsverfahren einzuleiten, falls sich im Ausland gelegenes bewegliches Vermögen befindet.  
Eigene Meinung: 
Durch die europäische Erbrechtsverordnung, die auch in Liechtenstein 
eingeführt werden sollte, bedarf es sicher diesbezüglicher Anpassungen.   
66. Wer sind die Organe des Verlassenschaftsverfahrens?  

– Gemeinden im Auftrag des Gerichtes Der Gemeinderat bestimmt die zuständige Amtsperson und ihren Stellvertreter, welche für die Gemeinde handeln, in der Regel der Gemeindekassier bzw. dessen Stellvertreter.  Das Gericht kann der Gemeinde Aufträge erteilen, Berichte einholen und die erforderlichen Erhebungen vornehmen lassen. Personen, deren Aussagen oder Auskünfte als Beweismittel dienen, haben gegenüber der Gemeinde die gleichen Rechte und Pflichten, wie gegenüber dem Gericht.  Es kann gegen Massnahmen der Gemeinde auch ein Antrag bei Gericht auf Abhilfe gestellt werden: Das Gericht entscheidet nach Anhörung der Gemeinde und des Antragstellers. 
 

– Gericht Die eigentliche Verlassenschaftsabhandlung ist Aufgabe des Gerichtes.   Die Zuständigkeit liegt entweder bei einem Richter oder Rechtspfleger. Der Wirkungskreis in Verlassenschaftssachen und Testamentshinterlegungen ist im Rechtspflegergesetz vom 12.03.1998, LGBl. 1998 Nr. 77, in Art. 60 wie folgt festgelegt:  1) Der Wirkungskreis des Rechtspflegers in Verlassenschaftssachen und bei Testamentshinterlegungen umfasst: 
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a) die Testamentshinterlegung und die Testamentseröffnung; b) die Geschäfte der Verlassenschaftsabhandlung. c) die Geschäfte nach Art. 153 (Unterbleiben der Verhandlung) und 154 (Überlassung an Zahlungs statt) AussStrG.   2) Die Geschäfte der Verlassenschaftsabhandlung bleiben dem Landrichter vorbehalten, wenn: a) eine letztwillige Verfügung vorhanden ist; b) der Erblasser seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland hatte; c) im Zuge der Verlassenschaftsabhandlung das Erbrecht 
bestritten wird; d) die Absonderung der Verlassenschaft von dem Vermögen 
des Erben verlangt wird.   

67. Ich habe etwas von einer Todesfallaufnahme gehört. Was ist 
das?  Die Aufgabe einer Todesfallaufnahme ist an die Gemeinde delegiert. Diese hat Erhebungen über den Verstorbenen, das hinterlassene Vermögen samt Rechten und Verbindlichkeiten, die Begräbniskosten und die Person, die sie allenfalls vorgestreckt hat, zu machen. Des Weiteren sind auch Urkunden über letztwillige Anordnungen beizubringen, die Daten der gesetzlichen und der aufgrund einer letztwilligen Verfügung berufenen Erben sowie die Legatare; schliesslich auch die Daten derjenigen Person, die gesetzlicher Vertreter der Verstorbene war.  Die Gemeinde ist nicht verpflichtet, eine Bewertung des hinterlassenen Vermögens vorzunehmen. Im Gegenteil: Auf einfache Weise ist der Wert insbesondere durch Befragung von Auskunftspersonen und ohne weitwendige Erhebungen (auch ohne Beiziehung eines Sachverständigen) zu ermitteln.   
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Die Gemeinde ist auch gemäss Art. 148 AussStrG berechtigt in Wohnung, Geschäftslokalen und Schrankfächern des Verstorbenen nachzusehen und auch sonstige Behältnisse schonend zu öffnen. Vertrauenspersonen sind für diesen Fall beizuziehen. Erben und Hausgenossen etc. sind zu wahrheitsgemässen Auskünften über die in ihrem Besitz befindlichen Werte verpflichtet.   
68. Kann die Gemeinde im Rahmen der Erhebungen auch bei 

Banken, Wertpapierfirmen oder anderen Finanzinstituten 
den Vermögensstand des Verstorbenen erheben?  Ja, allerdings nur bedingt! Gemäss Art. 146 Abs. 2 AussStrG bedarf es eines entsprechenden Beschlusses des Gerichtes, dass der Vermögensstand des Verstorbenen bekanntgegeben wird.   Wichtig ist, dass die so erlangten Zahlen ausschliesslich für das Verlassenschaftsverfahren verwendet werden dürfen.   Damit ist gewährleistet, dass die entsprechend ermittelten Vermögensbestände bei Banken nicht in einem Steuerverfahren verwendet werden.   

69. Gibt es eine Möglichkeit, die Verlassenschaft zu sichern?  Ja, bereits auf der Ebene der Gemeinden kann die Verlassenschaft auf geeignete Weise gesichert werden, wenn Gefahr besteht, dass Vermögensbestandteile der Verlassenschaftsabhandlung entzogen werden, oder sich die vermutlichen Erben, nahen Angehörigen oder Mitbewohner zur Verwahrung nicht fähig oder auch nicht bereit sind.  Anordnen kann die Gemeinde das Versperren, insbesondere die Versiegelung der Verlassenschaft oder ihre Verwahrung bei der Gemeinde oder einem Verwahrer. Dies diesbezüglichen Kosten der Sicherung hat die Verlassenschaft zu tragen. 
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Wichtig ist in diesem Zusammenhang, dass gemäss der gesetzlichen Anordnung in Art. 147 Abs. 3 AussStrG Drittpersonen, insbesondere Angehörige und Mitbewohner des Verstorbenen, auch wenn sie die Verlassenschaft verwahren, jede Verfügung über sie zu unterlassen haben.  Dies bedeutet aber auch, dass Gegenstände der Verlassenschaft bis zur Einantwortung (Übergabe des Eigentums an die Berechtigten) nicht verkauft (auch nicht ein altes Auto) oder verschenkt werden dürfen. Der ruhende Nachlass ist unantastbar.   
70. Wem müssen letztwillige Verfügungen ausgefolgt werden?  Wie bereits oben ausgeführt wurde, muss im Rahmen der Todesfallaufnahme ein Testament dem Beauftragten der Gemeinde übergeben werden. Drittpersonen (z.B. Anwälte), die vom Tod einer Person erfahren, sind verpflichtet, diese Urkunden unverzüglich der Gemeinde oder aber dem Gericht zu übermitteln. Darüber wird ein Übernahmeprotokoll (für die Beurteilung der Echtheit und Gültigkeit allenfalls bedeutender Umstände) erstellt. Die Parteien, die nach der Aktenlage aufgrund des Gesetzes zur Erbfolge berufen werden, haben das Recht, unbeglaubigt die Abschriften zu erhalten. Ihnen sind diese zuzustellen.   
71. Ist in jedem Falle eine Verlassenschaftsabhandlung 

durchzuführen? Wann kann sie unterbleiben?  Wenn der aktive Wert der Verlassenschaft CHF 8‘000.00 nicht übersteigt und keine Eintragungen in den öffentlichen Büchern erforderlich sind (z.B. Umschreibung des Eigentumsrechtes an einem Grundstück), so unterbleibt die Abhandlung, sofern kein Antrag auf Fortsetzung des Verlassenschaftsverfahrens gestellt wird.   
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Zwar sieht Art. 153 AussStrG vor, dass es einer Verständigung nicht bedarf. Allerdings wird üblicherweise ein entsprechender Beschluss gefasst und den gesetzlichen Erben bzw. Testamentserben zugestellt.  Im Falle des Unterbleibens der Abhandlung kann auf Antrag des Gerichts demjenigen, der einen Anspruch nach der Aktenlage bescheinigt, die Berechtigung erteilt werden, das Verlassenschaftsvermögen ganz oder zu bestimmten Teilen zu übernehmen, dazugehörige Rechte geltend zu machen oder aufzugeben, über erhaltene Leistungen rechtswirksam zu quittieren und Löschungserklärungen auszustellen.  Diese Bestimmung hat den Sinn, dass jemand legitimiert werden kann, noch offene Rechtsgeschäfte für den Nachlass zu erledigen. An der Tatsache des Unterbleibens der Abhandlung ändert sich aber nichts.   
72. Ich habe etwas von einer Überlassung an Zahlungs statt 

gehört. Was ist das?  Bei Aktiven einer überschuldeten Verlassenschaft gibt es die Möglichkeit, den Antrag zu stellen, dass die Aktiven den Gläubigern überlassen werden und zwar unter folgenden Bedingungen: 
– Es darf nicht eine unbedingte Erbantrittserklärung vorliegen; 
– kein Verlassenschaftskonkurs darf eröffnet sein; und 
– kein Antrag auf Überlassung als erblos darf vorliegen.  Im Falle der Überlassung an Zahlungs statt ist das Vermögen wie folgt zu verteilen:  
– Masseforderung im Sinne der Konkursordnung müssen zuerst bezahlt werden; 
– Honorar des Sachwalters des Verstorbenen muss anschliessend bezahlt werden; 
– schliesslich müssen die Forderungen der übrigen Gläubiger, jeweils 
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im Verhältnis der Höhe ihrer unbestrittenen oder durch unbedenkliche Urkunden bescheinigten Forderungen berichtigt werden, soweit die Aktiven hierzu ausreichen.  Dieses Verfahren wird nur durchgeführt, falls der Wert der Aktiven voraussichtlich CHF 8‘000.00 übersteigt. Die aktenkundigen Gläubiger und jene aktenkundigen Personen, die als Erben oder Noterben in Frage kommen, sind zu verständen soweit deren Aufenthalt bekannt ist und ihnen Gelegenheit zur Äusserung zu geben.  Wenn der Wert der Aktiven voraussichtlich CHF 40‘000.00 übersteigt, so sind bei einem Verfahren wegen Überlassung an Zahlungs statt die Verlassenschaftsgläubiger einzuberufen (Art. 155 Abs. 2 AussStrG).   
73. Ich habe für den Verstorbenen die Todesfallkosten 

übernommen. Wie werden diese zurückerstattet?  Bereits die Gemeinde kann gemäss Art. 148 Abs. 1 AussStrG die zur Berichtigung der Kosten eines einfachen Begräbnisses vorgestreckter Beträge ausfolgen oder freigeben. Man muss nur den entsprechenden Antrag samt Urkunden (Rechnungen und Zahlungsbelege) an die Gemeinde übermitteln. Sollten die Banken aufgrund der entsprechenden Bankverträge Kontosperren verfügt haben, kann das Gericht die Freigabe dieser Kosten beschliessen. Ein entsprechender Antrag ist dann an das Gericht zu stellen.   
74. Wie geht die Verlassenschaftsabhandlung vor sich?  Zunächst hat das Gericht abzuklären, ob ein Verlassenschaftskurator zu bestellen ist (ein Verstorbener kann in seinem letzten Willen eine solche Person bestimmen). Ebenso ist für eine gesetzliche Vertretung eines Minderjährigen oder sonst Pflegebefohlenen zu sorgen. 
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Danach hat das Gericht die nach der Aktenlage als Erben in Frage kommenden Personen nachweislich aufzufordern zu erklären, ob und wie sie die Erbschaft antreten (sog. Erbantrittserklärung) oder ob sie diese ausschlagen wollen.  Üblicherweise wird dies schriftlich gemacht. Alle in Frage kommenden Personen erhalten ein entsprechendes Schreiben des Gerichtes samt allfälligen Testamenten und Kodizillen mit einer Fristansetzung und der Belehrung, dass, falls die Frist versäumt wird, sie nicht mehr dem weiteren Verfahren beigezogen werden, solange die Erklärung nicht nachgeholt wird. Des Weiteren ist eine Belehrung über die Rechtsfolgen der Abgabe der unbedingten und bedingten Erbantrittserklärung etc. zuzustellen.  Die mindestens vierwöchige Frist zur Abgabe der Erbantrittserklärung kann verlängert werden (Bedenkzeit). Diese darf insgesamt ein Jahr nicht überschreiten.  Gibt es Anhaltspunkte dafür, dass neben den bekannten Personen auch andere als Erben oder Noterben in Betracht kommen, so hat sie das Gericht durch öffentliche Bekanntmachung aufzufordern, ihre Ansprüche binnen sechs Monaten geltend zu machen. Wird diese Frist versäumt, so kann die Verlassenschaft ohne Rücksicht auf die Ansprüche der unbekannten Erben oder Noterben den bekannten Erben eingeantwortet werden. In der Bekanntmachung ist auf diese Rechtsfolge hinzuweisen.   
75. Was muss ich in dieser Erbantrittserklärung erklären?  Es wird ein Formular mitgeschickt, in dem die Daten der Erklärenden, der Titel, auf den er sich hinsichtlich des Erbrechtes (Gesetz, Erbvertrag oder Testament) berufe, ausgefüllt werden muss. Ausserdem muss dieses Schriftstück die ausdrückliche Erklärung enthalten, die Erbschaft anzutreten, des Weiteren, ob dies der Erbe unbedingt oder unter Vorbehalt der Rechtswohltat des Inventars 
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(bedingte Erbantrittserklärung) macht. Wenn mehrere Erben vorhanden sind, so sollte auch die Erbquote angegeben werden. Diese Erklärung ist vom Erbansprecher oder seinem ausgewiesenen Vertreter eigenhändig zu unterschreiben.   
76. Wie geht das Gericht vor, wenn widersprechende 

Erbantrittserklärungen vorliegen?  Es kommt vor, dass ein Testament vorliegt, das von den gesetzlichen Erben (z.B. Kinder) als ungültig angesehen wird (z.B. wegen mangelnder Testierfähigkeit, wegen Formmangel). Die gesetzlichen Erben geben dann die Erbantrittserklärung aufgrund des Gesetzes ab, während der oder die Testamentserben die Erbantrittserklärung aufgrund des Testamentes abgegeben haben.  In diesem Falle hat das Gericht darauf hinzuwirken, dass das Erbrecht zwischen den Parteien geklärt und anerkannt wird.  Gelingt dies nicht, müssen beide Parteien entsprechendes Vorbringen erstatten, weshalb sie sich auf das „bessere“ Erbrecht berufen. Das Gericht hat dann das Erbrecht der Berechtigten festzustellen und die übrigen Erbantrittserklärungen abzuweisen und zwar durch einen entsprechenden Beschluss, wobei dies auch im Einantwortungsbeschluss entschieden werden kann. Über das Erbrecht bei widersprechenden Erbantrittserklärungen ist mündlich zu verhandeln. Wichtig ist, dass sich die Parteien dabei nur durch einen Rechtsanwalt vertreten lassen dürfen. Im Verfahren über das Erbrecht bestehen Kostenersatzverpflichtungen des Unterlegenen gegenüber dem erfolgreichen Teil. Im Übrigen werden im Verlassenschaftsverfahren keine Kosten an eine andere Partei zugesprochen.  Gemäss Art. 185 AussStrG wird zwar über das Erbrecht mündlich verhandelt, eine öffentliche Verhandlung findet allerdings statt.  
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77. Ich habe etwas von der Errichtung eines Inventars gehört. 
Wann ist dies notwendig?  Gründe für die Errichtung eines Inventars sind in Art. 165 AussStrG normiert. Insbesondere ist ein Inventar zu errichten:  

– wenn eine bedingte Erbantrittserklärung abgegeben wurde; 
– wenn minderjährige Noterben vorhanden sind; 
– wenn eine Absonderung der Verlassenschaft (§ 812 ABGB) bewilligt wurde; 
– bei Nacherbschaft oder letztwilliger Errichtung einer Stiftung  Das Inventar dient als vollständiges Verzeichnis der Verlassenschaft (§ 531 ABGB), insbesondere aller körperlichen Sachen und aller vererblichen Rechte und Verbindlichkeiten des Verstorbenen und ihres Wertes im Zeitpunkt des Todes. Gibt es einen Streit darüber, ob eine Sache zum Verlassenschaftsvermögen zählt, muss das Gericht darüber entscheiden, ob die Sache in das Inventar aufgenommen bzw. ausgeschieden wird.  Hat sich eine Sache zuletzt im Besitz des Verstorbenen befunden, so ist sie nur dann auszuscheiden, wenn durch unbedenkliche Urkunden bewiesen wird, dass sie nicht zum Verlassenschaftsvermögen zählt. Dritte sind in diesem Zusammenhang verpflichtet, Zutritt zu den strittigen Gegenständen zu gewähren und deren Besichtigung und Beschreibung zu gestatten.  Als Bewertungsregeln gilt gemäss Art. 167 AussStrG, dass bei beweglichen Sachen der Verkehrswert zu ermitteln ist. Dies gilt auch für unbewegliche Sachen. Letzterer richtet sich nach dem wirtschaftlich begründeten mittleren Preis, zu dem Grundstücke gleicher oder ähnliche Grösse, Lage und Beschaffenheit in der betreffenden Gegend verkauft werden. Bei überbauten Grundstücken ist nach anerkannten Grundsätzen ein Mittelwert zu suchen.    
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Es gibt auch die Möglichkeit, anstelle des Verkehrswertes den Steuerschätzwert zu verwenden, wenn ausschliesslich volljährige, nicht unter Sachwalterschaft stehende Personen als Erben in Frage kommen.   Üblicherweise wird das Inventar durch die Gemeinde errichtet. Ist ein Verlassenschaftskurator erstellt, wird das Inventar durch diesen errichtet. Die Kosten der Errichtung des Inventars trägt die Verlassenschaft.   
78. Gibt es eine Vermögenserklärung anstelle eines Inventars?  Ist kein Inventar zu entrichten, z.B. wenn eine unbedingte Erbantrittserklärung vorliegt, so hat der Erbe das Verlassenschaftsvermögen nach allen Bestandteilen wie in einem Inventar zu beschreiben und zu bewerten und die Richtigkeit und Vollständigkeit der Erklärung durch seine oder seines Vertreters Unterschrift zu bekräftigen. Der Erklärende ist auf die strafrechtlichen Folgen einer wahrheitswidrigen Erklärung hinzuweisen. Die Vermögenserklärung tritt in der Abhandlung anstelle des Inventars.   
79. Es müssen Betriebskosten, Mieten, Leibrenten aus der 

Verlassenschaft bezahlt werden. Wie wird dies während der 
Dauer des Verlassenschaftsverfahrens erledigt?  Bereits die Gemeinde hat die mutmasslichen Erben darauf hinzuweisen, dass sie sich über die Benützung, Verwaltung und Vertretung der Verlassenschaft schriftlich einigen sollen. Dies ist der Gemeinde und dem Gericht mitzuteilen.  Das Gericht hat auf Verlangen der Berechtigten eine Bestätigung über ihre Vertretungsbefugnis (§ 810 ABGB) auszustellen. In diesem Beschluss wird aufzuführen sein, dass der entsprechende Vertreter 
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(auf den sich die Erben geeinigt haben) entsprechende Verfügungen über Bankkonten zur Erfüllung verschiedener Ausgaben tätigen kann.  Wenn sich die Personen nicht auf einen Vertreter einigen oder ein Verfahren über das Erbrecht eingeleitet wird, bestellt das Gericht einen Verlassenschaftskurator. Die Vertretungsbefugnis anderer Personen endet mit der Bestellung des Verlassenschaftskurators.    
80. Welchen Aufgaben und Befugnisse kommen einem 

Verlassenschaftskurator zu?  Der Verlassenschaftskurator hat die Aufgabe, die Verlassenschaft sowie die sich darin befindlichen Vermögenswerte zu verwalten, dies auch im Sinne von § 810 ABGB und den ruhenden Nachlass zu vertreten sowie allgemein die Interessen der Verlassenschaft zu wahren.   
81. Ich habe Forderungen gegen den Verstorbenen bzw. gegen 

die Verlassenschaft. Was kann ich im Verlassenschafts-
verfahren tun?  Es gibt in den Art. 174 ff. AussStrG Regeln über die Rechte der Gläubiger.   Falls eine mündliche Verhandlung bei Einberufung der Verlassenschaftsgläubiger anberaumt wird, so hat das Gericht diesen Termin öffentlich bekannt zu machen und alle Beteiligten zu laden. Bei diesem Termin hat das Gericht auf die Herstellung von Einvernahmen über die angemeldeten Forderungen hinzuwirken.  Des Weiteren hat das Gericht über Antrag auf Absonderung der Verlassenschaft (§ 812 ABGB) gemäss Art. 175 AussStrG zu entscheiden. Diese Bestimmung lautet:  
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„Besorgt ein Erbschaftsgläubiger, ein Legatar oder ein 
Pflichtteilsberechtigter, dass er durch Vermengung der 
Verlassenschaft mit dem Vermögen des Erben für seine Forderung 
Gefahr laufen könne, so kann er vor der Einantwortung verlangen, dass 
die Erbschaft von dem Vermögen des Erben abgesondert, vom Gerichte 
verwahrt oder von einem Verlassenschaftskurator verwaltet, sein 
Anspruch darauf vorgemerkt und berichtigt werde. In einem solchen 
Falle hat ihm aber der Erbe, obschon dieser sich unbedingt als Erbe 
erklärt hätte, aus eigenem Vermögen nicht mehr zu haften.“  In Absonderungsfällen ist ein Separationskurator zu bestellen.  Die Separation ist von Amtes wegen oder auf Antrag des Erben aufzuheben, wenn sie zu Unrecht bewilligt worden ist oder wenn ihre Voraussetzungen wegfallen, also insbesondere bei Befriedigung und Sicherstellung der ganzen gesicherten Forderung oder deren sonstigem Untergang. Die Separation ist im Weiteren auf Antrag des Erben aufzuheben, wenn der Separationsgläubiger der Pflicht zur Betriebsamkeit nicht nachkommt.   
82. Welche Nachweise muss ich vor der Einantwortung als Erbe 

erbringen?  Es müssen alle Personen, denen an der Verlassenschaft andere erbrechtliche Ansprüche zustehen als die eines Erben (z.B. den Vermächtnisnehmern) vor der Einantwortung nachweislich von den Erben verständigt werden. Sicherheiten sind bei Pflegebefohlenen zu leisten, wenn sie Ansprüche z.B. aus Legaten haben.   
83. Ich habe etwas über einen Einantwortungsbeschluss gehört. 

Was ist das?  Wenn Erben und ihre Quoten feststehen und sie die übrigen Voraussetzungen erfüllt bzw. nachgewiesen haben (siehe Frage 79) 
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so hat das Gericht den Erben die Verlassenschaft einzuantworten.  Es erfolgt ein schriftlicher Einantwortungsbeschluss mit allen für das Erbrecht und deren Folgen notwendigen Angaben (Art. 177 lit. b AussStrG). Darin enthalten sind insbesondere die Erben und ihre Quoten sowie das Inventar. Die Einantwortungsurkunde bzw. der entsprechende Beschluss hat eine Rechtsmittelbelehrung zu enthalten (falls nicht auf ein entsprechendes Rechtsmittel bereits vorher verzichtet wird). Binnen 14 Tagen kann Rekurs an das Fürstliche Obergericht erhoben werden.   
84. Können sich die Erben bei Gericht über die Verteilung der 

Erbmasse einigen?  Ja! Man nennt dies eine Erbteilungsvereinbarung. Vor Einantwortung ist eine solche Vereinbarung über die Erbteilung oder die Benützung der Verlassenschaftsgegenstände möglich. Diese ist bei Gericht zu Protokoll zu geben. Derartigen Vereinbarungen kommt die Wirkung eines vor Gericht geschlossenen Vergleiches zu.   
85. Was ist, wenn nach Beendigung der 

Verlassenschaftsabhandlung weiteres Vermögen bekannt 
wird?  In diesem Falle muss das Gericht verständigt werden. Das Gericht hat das Inventar zu ergänzen und die Erben aufzufordern, ihre Vermögenserklärung zu ergänzen. In der Regel bedarf es aber einer Ergänzung des Einantwortungsbeschlusses nicht.   Wenn eine Verlassenschaftsabhandlung unterblieben ist, so ist neuerlich zu entscheiden, ob es einer Verlassenschaftsabhandlung bedarf oder eine Überlassung an Zahlungs statt möglich ist.   
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86. Was geschieht, wenn eine erblose Verlassenschaft vorliegt?  Bei erbloser Verlassenschaft ist diese auf Antrag der Regierung dem Land Liechtenstein zu übergeben. Voraussetzung ist neben dem fruchtlosen Ablauf der Frist zur Abgabe der Erbantrittserklärung (der Erben etc.) und die Aufnahme eines Inventars. Das Gericht hat einen Übergabebeschluss an das Land Liechtenstein zu fassen. Vor Fassung dieses Beschlusses ist das Inventar jenen Personen zuzustellen, die zur Abgabe einer Erbantrittserklärung aufgefordert worden waren, aber nur einen Antrag auf Zustellung des Inventars gestellt hatten. Sinn dieser Bestimmung ist, den diesbezüglich Berechtigten nochmals die Möglichkeit zu geben, nachträglich eine Erbantrittserklärung abzugeben. Erst in letzter Konsequenz soll eine erblose Verlassenschaft an das Land gehen.    
7 Gebühren und Steuern im Verlassenschafts-

verfahren 
 

87. Welche Gebühren und Steuern sind im Verlassenschafts-
verfahren einzuheben?  Gemäss Art. 37 des Gerichtsgebührengesetzes, LBGl. 1974 Nr. 42, ist auf Basis des Nachlasswertes im Verlassenschaftsverfahren eine Einantwortungsgebühr einzuheben.  Diese beträgt zwischen 2‰ des Reinnachlasswertes bei Ehegatten, eingetragenen Partner, Eltern, Nachkommen oder Adoptivkinder, bei Einantwortung an andere Personen 10‰, in jedem Fall aber mindestens CHF 85.00.  Seit Inkrafttreten des Gesetzes vom 23.09.2010 über die Landes- und Gemeindesteuern (Steuergesetz; kurz: SteG) gibt es die früher vorgeschriebene Nachlasssteuer und Erbanfallsteuer nicht mehr. In Liechtenstein gibt es somit keine Erbschaftssteuer. 
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